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Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen

Amt fiir Gebdudemanagement

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOL)
Es sollen vergeben werden: Lieferung von Holz-
pellets 2015-2016, Stadtverwaltung Diissel-
dorf. Umfang der Leistung: Lieferung von ca.
850t Holzpellets, Dienststellen der Landeshaupt-
stadt Disseldorf verteilt iiber das gesamte Stadt-
gebiet. Zudem werden folgende Nachweise und
Erklarungen gefordert: - Nachweis der Eintragung
in das Berufs/ Handelsregister, § 7 Abs. 8
VOL/A: Registerauszug aus den letzten drei
Monaten; - Eigenerklarung zu Eintragungen im
Gewerbezentralregister; -Information (iber die
GroBe und Historie des Unternehmens sowie die
Anzahl der festangestellten Mitarbeiter; - Referen-
zen Uber vergleichbare, in den letzten drei Jahren
erbrachte Leistungen unter Benennung der Art
der Dienstleistung und der Objekte, des Auftrag-
gebers sowie eines Ansprechpartners; - Nach-
weis des Auftragnehmers Uber eine bestehende
Betriebshaftpflichtversicherung und deren Hohe
und iber die erfolgte Pramienzahlung in den letz-
ten zwolf Monaten; - Nachweis der Zertifizierung
des Auftragnehmers gemaB ENplus-Richtlinien
oder gleichwertig. Der Nachweis der Gleichwer-
tigkeit ist mit Abgabe des Angebots durch den
Auftragnehmer zu erbringen. Ausfihrungs- und
Lieferfrist: 15. August 2015 bis 14. August
2016, maximal vier Werktage frei Haus. Sicher-
heitsleistungen: keine. Nebenangebote sind nicht
zugelassen. Ausgabe ab: 15.06.2015. Ausgabe
bis: 29.06.2015. Beachten Sie bitte, dass die
Abgabe eines Angebotes auch liber die Vergabe-
plattform der Landeshauptstadt Disseldorf
www.vergabe.duesseldorf.de maoglich ist, ber
die Sie sich die Vergabeunterlagen auch kosten-
los herunterladen konnen. Sie konnen, neben der
Angebotsabgabe in Papierform, ebenfalls ein
Angebot mittels elektronischer ~ Signaturkarte
oder Softzertifikat abgeben. Auch steht lhnen das
im Dialog der Angebotsabgabe vorhandene sog.
,Mantelbogenverfahren zur Verfiigung. Druckko-
sten: 4,- Euro (Druckkosten werden nicht erstat-
tet). Eroffnung der Angebote: 06.07.2015 um
10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 03.08.
2015. Referenzen sind dem Angebot gemaB den
Vergabeunterlagen beizufiigen. Bieter, sowie
deren Nachunternehmer und Verleiher von
Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Angebotsab-
gabe bekannt sind, sind verpflichtet, die gemaB §
18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW
vom 10.01.2012 geforderten Verpflichtungser-
klarungen abzugeben. Zudem ist die Verpflich-
tungserklarung gemaB § 19 TVgG-NRW vom Bie-
ter abzugeben.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: ErschlieBung Hei-
zung, Sanitdr, Elektro fiir WC-Gebaude,
Schule EllerstraBe Sporthalle. Umfang der
Leistung: 325 cbm Boden fiir Leitungsgraben
ausheben, 140 gm Grabenverbau (beides bis 2,5
m Tiefe), 290 gm Planum herstellen, 60 m Ent-
wasserungsrohr DN 200, 50 m PE-Rohr DN 32

(Trinkwasser), 50 m isoliertes Doppelrohr PE-
Rohr DN 25 (Heizung), 260 m Kunststoffkabel
06/1 KV (Elektro), 3 St Revi-Schachte aus Beton
(SW), 290 gm Asphalttragschicht. Nebenangebo-
te sind nicht zugelassen. Ausfiihrungs-/Lieferzeit:
20. Juli 2015 bis 07. August 2015. Sicherheits-
leistungen: keine. Ausgabe der Angebotsvordruk-
ke ab: 15.06.2015. Ausgabe bis: 25.06.2015.
Druckkosten: 28,- Euro (Druckkosten werden
nicht erstattet). Eroffnung der Angebote: 02.07.
2015 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist:
19.07.2015. Referenzen sind dem Angebot
gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen. Bie-
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher
von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Ange-
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten Ver-
pflichtungserklarungen abzugeben.

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Zimmer- und Holz-
bauarbeiten, Schule EllerstraBBe, Sporthalle.
Gesamtmenge bzw. -umfang: Neubau einer zwei-
geschossigen Dreifachsporthalle inkl. Raumen fiir
den Ganztag mit den Nutzungseinheiten Sporthal-
le, Gymnastik-, Judo-, Kraftraum und Mensa.
Gewerk: Ausfiihrung der Zimmer- und Holzbauar-
beiten; 9 St Satteldach-Leimbinder ca. 27,30 x
1,50 - 1,90 x 0,26 m. Keine Lose. Keine Optio-
nen. Varianten/ Alternativangebote sind nicht
zulassig. Beginn und Ende der Auftragsausfiih-
rung: 07. Dezember 2015 bis 11. Dezember
2015. Ausgabe der Unterlagen ab: 15.06.2015.
Ausgabe bis: 01.07.2015. Es entstehen Druckko-
sten in Hoéhe von 15,- Euro (Druckkosten werden
nicht erstattet). Schlusstermin fir den Eingang
der Angebote: 08.07.2015 um 10:00 Uhr.
Zuschlags- und Bindefrist: 26.08.2015. Geforder-
te Kautionen und Sicherheiten: 3 % der Bruttoauf-
tragssumme fiir die Ausfiihrungs- und die Mangel-
anspruchssicherheit. Wesentliche Finanzierungs-
und Zahlungsbedingungen und/ oder Verweis auf
die maBgeblichen Vorschriften: Zahlungsbedin-
gungen gemaB VOB/B. Rechtsform der Bieterge-
meinschaft, an die der Auftrag vergeben wird
(falls zutreffend): Gesamtschuldnerisch haftend
mit bevollmachtigtem Vertreter. Fiir die Ausfiih-
rung des Auftrags gelten besondere Bedingun-
gen: - Der Bauherr hat eine Bauleistungsversiche-
rung abgeschlossen, woflir eine Pramienzahlung
von 0,20 % der Bruttorechnungssumme zu zah-
len ist. - Der Bauherr stellt Baustrom und Bauwas-
ser zur Verfiigung. Fiir den Verbrauch von Strom
und Wasser ist ein Unkostenbeitrag von 0,50 %
der Bruttorechnungssumme zu zahlen. Personli-
che Lage des Wirtschaftsteilnehmers sowie Aufla-
gen hinsichtlich der Eintragung in einem Berufs-
oder Handelsregister: Angaben und Formalitaten,
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Aufla-
gen zu Uberpriifen: - Gesamtumsatz der letzten
drei abgeschlossenen Geschaftsjahre; - Nachweis
der Referenzen iiber vergleichbare Leistungen in
den letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjah-
ren; - Nachweis der Gewerbeanmeldung; - Eintra-

gung in das Berufsregister; - Nachweis einer
bestehenden Betriebshaftpflichtversicherung; -
Nachweise zur Beitragsentrichtung zur gesetzli-
chen Sozialversicherung gem. § 7 TVgGNRW
(Berufsgenossenschaft, Krankenkasse); - Bieter,
sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von
Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Angebots-
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten Ver-
pflichtungserklarungen abzugeben; - Eigenerkla-
rung Arbeitsschutzvorschriften gemaB Anlage
der Vergabeunterlage; - Aufstellung der Leistun-
gen, die an Nachunternehmer (NA) vergeben wer-
den sollen. Wirtschaftliche und finanzielle Lei-
stungsfahigkeit: Angaben und Formalitaten, die
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen
zu (berpriifen: siehe ,Personliche Lage des Wirt-
schaftsteilnehmers”. Technische Leistungsfahig-
keit: Angaben und Formalitaten, die erforderlich
sind, um die Einhaltung der Auflagen zu tiberpri-
fen: siehe ,Personliche Lage des Wirtschaftsteil-
nehmers”. Den Zuschlag erhalt das Angebot mit
dem niedrigsten Preis. Einlegung von Rechtsbe-
helfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB endet die Frist,
mit der die Unwirksamkeit eines Vertrages mit
einem Nachpriifungsverfahren geltend gemacht
werden kann, 30 Kalendertage ab Kenntnis des
VerstoBes, der zur Unwirksamkeit des Vertrages
flhrt, jedoch nicht spater als sechs Monate nach
Vertragsschluss oder im Falle der Veroffentli-
chung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe
im Supplement zum Amtsblatt der Europaischen
Union 30 Kalendertage nach dieser Veroffentli-
chung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der
Antrag auf Einleitung eines Nachpriifungsverfah-
rens unzulassig, soweit - der Antragsteller den
gerligten VerstoB gegen Vergabevorschriften im
Vergabeverfahren erkannt und gegeniiber dem
Auftraggeber nicht unverziglich geriigt hat, - Ver-
stoBe gegen Vergabevorschriften, die aufgrund
der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spate-
stens bis Ablauf der in der Bekanntmachung ben-
annten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewer-
bung gegeniiber dem Auftraggeber geriigt wer-
den, - VerstoBe gegen Vergabevorschriften, die
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind,
nicht spatestens bis zum Ablauf der in der
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots-
abgabe oder zur Bewerbung gegeniiber dem Auf-
traggeber gerligt werden, - mehr als 15 Kalender-
tage nach Eingang der Mitteilung des Auftragge-
bers, einer Riige nicht abhelfen zu wollen, vergan-
gen sind. Nahere Auskiinfte sind erhaltlich bei:
BLFP Frielingshaus Architekten, Strassheimer
StraBe 7, 61169 Friedberg, Herrn Schmitt, Tel.:
+49(0) 6031/600200, Fax: +49(0) 6031/
600222, a.schmitt@blfp.de. Diese Veroffentli-
chung wurde redaktionell gekiirzt, enthalt aber
alle maBgeblichen Inhalte der EU-weiten Verof-
fentlichung. Der komplette Veroffentlichungstext
kann im Supplement zum Amtsblatt der EU unter
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http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten
der Stadt Diisseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml eingesehen oder beim Bauverwaltungs-
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211,/89-96621
Frau Krapp) angefordert werden.

[
Amt fiir Gebdudemanagement

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Dachdecker- und
Dachabdichtungsarbeiten, Klempnerarbei-
ten, Schule EllerstraBe, Sporthalle. Gesamt-
menge bzw. -umfang: Neubau einer zweigeschos-
sigen Dreifachsporthalle inkl. Raumen fiir den
Ganztag mit den Nutzungseinheiten Sporthalle,
Gymnastik-, Judo-, Kraftraum und Mensa.
Gewerk: Ausfiihrung der Dachdecker- und Dach-
abdichtungsarbeiten sowie der Klempnerarbei-
ten; - ca. 1.394 gm Stahltrapezprofil (Hohe 135
mm) mit Akustiklochdeckung; - ca. 2.779 gm
Bitumen-Dampfsperr-Dachbahn, Gefalledam-
mung; - ca. 1.110 gm Extensivbegriinung mit
Sedum- und Krautermischung; - ca. 211 Ifm Atti-
kaabdeckung aus Aluminiumblech. Keine Lose.
Keine Optionen. Varianten/ Alternativangebote
sind nicht zulassig. Beginn und Ende der Auf-
tragsausfiihrung: 14. Dezember 2015 bis 24.
Mérz 2016. Ausgabe der Unterlagen ab:
15.06.2015. Ausgabe bis: 01.07.2015. Es ent-
stehen Druckkosten in Hohe von 21 ,- Euro (Druck-
kosten werden nicht erstattet). Schlusstermin fiir
den Eingang der Angebote: 08.07.2015 um
10:30 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 26.08.
2015. Geforderte Kautionen und Sicherheiten:
3 % der Bruttoauftragssumme fiir die Ausfih-
rungs- und die Mangelanspruchssicherheit.
Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/ oder Verweis auf die maBgeblichen
Vorschriften: ~ Zahlungsbedingungen  gemaB
VOB/B. Rechtsform der Bietergemeinschaft, an
die der Auftrag vergeben wird (falls zutreffend):
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmachtig-
tem Vertreter. Fiir die Ausfihrung des Auftrags
gelten besondere Bedingungen: - Der Bauherr hat
eine Bauleistungsversicherung abgeschlossen,
wofiir eine Pramienzahlung von 0,20 % der Brut-
torechnungssumme zu zahlen ist. - Der Bauherr
stellt Baustrom und Bauwasser zur Verfiigung.
Fiir den Verbrauch von Strom und Wasser ist ein
Unkostenbeitrag von 0,50 % der Bruttorech-
nungssumme zu zahlen. Personliche Lage des
Wirtschaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsicht-
lich der Eintragung in einem Berufs- oder Han-
delsregister: Angaben und Formalitaten, die
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen
zu iberpriifen: - Gesamtumsatz der letzten drei
abgeschlossenen Geschaftsjahre; - Nachweis von
Referenzen (iber vergleichbare Leistungen in den
letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahren; -
Nachweis der Gewerbeanmeldung; - Eintragung
in das Berufsregister; - Nachweis einer bestehen-
den Betriebshaftpflichtversicherung; - Nachweise
zur Beitragsentrichtung zur gesetzlichen Sozial-
versicherung § 7 TVgGNRW (Berufsgenossen-
schaft, Krankenkassen); - Bieter, sowie deren
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskraf-
ten, soweit sie bereits bei Angebotsabgabe
bekannt sind, sind verpflichtet, die gemaB §§ 4
und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW
vom 10.01.2012 geforderten Verpflichtungser-
klarungen abzugeben; zudem ist die Verpflich-
tungserklarung gemaB § 19 TVgG-NRW vom Bie-
ter abzugeben; - Eigen-/ Verpflichtungserklarung
Arbeitsschutzvorschriften; - Aufstellung der Lei-
stungen, die an Nachunternehmer (NA) vergeben
werden sollen; - Einreichung der Urkalkulation im

verschlossenen Umschlag. Wirtschaftliche und
finanzielle Leistungsfahigkeit: Angaben und For-
malitaten, die erforderlich sind, um die Einhaltung
der Auflagen zu Uberpriifen: siehe ,Personliche
Lage des Wirtschaftsteilnehmers”. Technische
Leistungsfahigkeit: Angaben und Formalitaten,
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Aufla-
gen zu Uberprifen: siehe ,Personliche Lage des
Wirtschaftsteilnehmers”. Den Zuschlag erhalt das
Angebot mit dem niedrigsten Preis. Einlegung
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines
Vertrages mit einem Nachpriifungsverfahren gel-
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab
Kenntnis des VerstoBes, der zur Unwirksamkeit
des Vertrages fiihrt, jedoch nicht spater als
sechs Monate nach Vertragsschluss oder im Falle
der Veroffentlichung der Bekanntmachung der
Auftragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt
der Europaischen Union 30 Kalendertage nach
dieser Veroffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1
bis 4 GWB ist der Antrag auf Einleitung eines
Nachpriifungsverfahrens unzulassig, soweit - der
Antragsteller den gerligten VerstoB gegen Verga-
bevorschriften im Vergabeverfahren erkannt und
gegeniber dem Auftraggeber nicht unverziglich
gerligt hat, - VerstoBe gegen Vergabevorschrif-
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar
sind, nicht spatestens bis Ablauf der in der
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots-
abgabe oder zur Bewerbung gegeniiber dem Auf-
traggeber geriigt werden, - VerstoBe gegen Ver-
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla-
gen erkennbar sind, nicht spatestens bis zum
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung
gegeniiber dem Auftraggeber geriigt werden, -
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit-
teilung des Auftraggebers, einer Riige nicht
abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nahere Aus-
kiinfte sind erhéltlich bei: BLFP Frielingshaus
Architekten, Strassheimer StraBe 7, 61169
Friedberg, Herrn Schmitt, Tel.: +49(0) 6031/
600200, Fax: +49(0)  6031/600222,
a.schmitt@blfp.de. Diese Veroffentlichung wurde
redaktionell gekiirzt, enthalt aber alle maBgebli-
chen Inhalte der EU-weiten Veréffentlichung. Der
komplette Veroffentlichungstext kann im Supple-
ment zum  Amtsblatt der EU unter
http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten
der Stadt Disseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml eingesehen oder beim Bauverwaltungs-
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211/89-96621
Frau Krapp) angefordert werden.

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Metallbau- und
Verglasungsarbeiten, Rolladenarbeiten,
Schule EllerstraBe, Sporthalle. Gesamtmenge
bzw. -umfang: Neubau einer zweigeschossigen
Dreifachsporthalle inkl. Raumen fiir den Ganztag
mit den Nutzungseinheiten Sporthalle, Gymnastik-
, Judo-, Kraftraum und Mensa. Gewerk: Ausfiih-
rung der Metallbau- und Verglasungsarbeiten,
Rolladenarbeiten; - ca. 380 gm Fensterband; - ca.
27 gm Oberlicht; - 33 St Aluminium-Tiir-Elemente;
- 10 St Aluminium-Fenster-Elemente; - 7 St Alumi-
nium-Lamellen-Fenster-Elemente; - ca. 243 Ifdm
AuBenfensterbank aus Aluminium; - ca. 347 gm
vorgehangte Lisenen-Konstruktion; - Rolladenar-
beiten bestehend aus ca. 473 gm AuBenraffstore
als Sonnenschutzelemente. Keine Lose. Keine
Optionen. Varianten/ Alternativangebote sind
nicht zulassig. Beginn und Ende der Auftragsaus-
flihrung: 04. Januar 2016 bis 28. Mai 2016. Aus-
gabe der Unterlagen ab: 15.06.2015. Ausgabe

bis: 01.07.2015. Es entstehen Druckkosten in
Hohe von 27,- Euro (Druckkosten werden nicht
erstattet). Schlusstermin fir den Eingang der
Angebote:  08.07.2015 um 11:00 Uhr.
Zuschlags- und Bindefrist: 26.08.2015. Geforder-
te Kautionen und Sicherheiten: 3 % der Bruttoauf-
tragssumme fiir die Ausfilhrungs- und die Mangel-
anspruchssicherheit. Wesentliche Finanzierungs-
und Zahlungsbedingungen und/ oder Verweis auf
die maBgeblichen Vorschriften: Zahlungsbedin-
gungen gemaB VOB/B. Rechtsform der Bieterge-
meinschaft, an die der Auftrag vergeben wird
(falls zutreffend): Gesamtschuldnerisch haftend
mit bevollmachtigtem Vertreter. Fiir die Ausfih-
rung des Auftrags gelten besondere Bedingun-
gen: - Der Bauherr hat eine Bauleistungsversiche-
rung abgeschlossen, wofiir eine Pramienzahlung
von 0,20 % der Bruttorechnungssumme zu zah-
len ist. - Der Bauherr stellt Baustrom und Bauwas-
ser zur Verfiigung. Fiir den Verbrauch von Strom
und Wasser ist ein Unkostenbeitrag von 0,50 %
der Bruttorechnungssumme zu zahlen. Person-
liche Lage des Wirtschaftsteilnehmers sowie Auf-
lagen hinsichtlich der Eintragung in einem Berufs-
oder Handelsregister: Angaben und Formalitaten,
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Aufla-
gen zu Uberpriifen: - Gesamtumsatz der letzten
drei abgeschlossenen Geschaftsjahre; - Nachweis
von Referenzen (ber vergleichbare Leistungen in
den letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjah-
ren; - Nachweis der Gewerbeanmeldung; - Eintra-
gung in das Berufsregister; - Nachweis einer
bestehenden Betriebshaftpflichtversicherung; -
Nachweise zur Beitragsentrichtung zur gesetz-
lichen Sozialversicherung § 7 TVgG-NRW (Berufs-
genossenschaft, Krankenkassen); - Bieter, sowie
deren Nachunternehmer und Verleiher von
Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Angebots-
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB 8§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten Ver-
pflichtungserklarungen abzugeben; zudem ist die
Verpflichtungserklarung gemaB § 19 TVgG-NRW
vom Bieter abzugeben; - Eigen-/ Verpflichtungser-
klarung Arbeitsschutzvorschriften; - Aufstellung
der Leistungen, die an Nachunternehmer (NA)
vergeben werden sollen; - Einreichung der Urkal-
kulation im verschlossenen Umschlag. Wirtschaft-
liche und finanzielle Leistungsfahigkeit: Angaben
und Formalitaten, die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen zu (berpriifen: siehe
JPersonliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers®.
Technische Leistungsfahigkeit: Angaben und For-
malitaten, die erforderlich sind, um die Einhaltung
der Auflagen zu Uberprifen: siehe ,Personliche
Lage des Wirtschaftsteilnehmers”. Den Zuschlag
erhalt das Angebot mit dem niedrigsten Preis.
Einlegung von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs.
2 GWB endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit
eines Vertrages mit einem Nachpriifungsverfah-
ren geltend gemacht werden kann, 30 Kalender-
tage ab Kenntnis des VerstoBes, der zur Unwirk-
samkeit des Vertrages flhrt, jedoch nicht spater
als sechs Monate nach Vertragsschluss oder im
Falle der Veroffentlichung der Bekanntmachung
der Auftragsvergabe im Supplement zum Amts-
blatt der Europaischen Union 30 Kalendertage
nach dieser Verdéffentlichung. Nach § 107 Abs. 3
Nr. 1 bis 4 GWB ist der Antrag auf Einleitung
eines Nachpriifungsverfahrens unzulassig, soweit
- der Antragsteller den gerligten VerstoB gegen
Vergabevorschriften im Vergabeverfahren erkannt
und gegeniiber dem Auftraggeber nicht unver-
ziiglich gerlgt hat, - VerstoBe gegen Vergabevor-
schriften, die aufgrund der Bekanntmachung
erkennbar sind, nicht spatestens bis Ablauf der in
der Bekanntmachung benannten Frist zur Ange-
botsabgabe oder zur Bewerbung gegeniiber dem
Auftraggeber geriigt werden, - VerstoBe gegen
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Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeun-
terlagen erkennbar sind, nicht spatestens bis
zum Ablauf der in der Bekanntmachung benann-
ten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewer-
bung gegeniiber dem Auftraggeber gerligt wer-
den, - mehr als 15 Kalendertage nach Eingang
der Mitteilung des Auftraggebers, einer Riige
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nahere
Auskiinfte sind erhaltlich bei: BLFP Frielingshaus
Architekten, Strassheimer StraBe 7, 61169
Friedberg, Herrn Schmitt, Tel.: +49(0) 6031/
600200, Fax: +49(0)  6031/600222,
a.schmitt@blfp.de. Diese Veroffentlichung wurde
redaktionell gekiirzt, enthalt aber alle maBgebli-
chen Inhalte der EU-weiten Veréffentlichung. Der
komplette Veroffentlichungstext kann im Supple-
ment zum  Amtsblatt der EU unter
http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten
der Stadt Disseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml eingesehen oder beim Bauverwaltungs-
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211/89-96621
Frau Krapp) angefordert werden.

[ ]
Amt fiir Verkehrsmanagement

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: StraBenbauarbei-
ten, Am Schonenkamp/ ForststraBe. Umfang
der Leistung: 7.000 gm Frasarbeiten, 300 cbm
Bodenbewegung, 7.000 gm Asphaltbinder- und -
deckschichten, 950 m Schutzplanken. Nebenan-
gebote sind nicht zugelassen. Ausflihrungs-/Lie-
ferzeit: 14. August 2015 bis 20. September
2015. Sicherheitsleistungen: 3 % der Auftrags-
summe fiir die Ausfiihrung und 3 % der Abrech-
nungssumme fiir die Mangelanspriiche. Ausgabe
der Angebotsvordrucke ab: 15.06.2015. Ausga-
be bis: 30.06.2015. Druckkosten: 45, Euro
(Druckkosten werden nicht erstattet). Er6ffnung
der Angebote: 07.07.2015 um 12:00 Uhr.
Zuschlags- und Bindefrist: 27.07.2015. Referen-
zen sind dem Angebot gemaB den §§ 6 und 6 EG
VOB/A beizufiigen. Bieter, sowie deren Nachun-
ternehmer und Verleiher von Arbeitskraften,
soweit sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt
sind, sind verpflichtet, die gemaB §§ 4 und 18
des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW vom
10.01.2012 geforderten Verpflichtungserklarun-
gen abzugeben. Zudem ist die Verpflichtungser-
klarung gemaB § 19 TVgG-NRW vom Bieter abzu-
geben.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Vorgezogener
Kabeltiefbau VEO2, U-Bahnhof NordstrafBle.
Umfang der Leistung: 580 m Kabelleerrohre PE-
Rohre DN 110 x 3,5 mm als 2- bis 6-ziigige
Kabelleerrohrtrasse; linke Fahrspur der Kaiser-
straBe, Fahrtrichtung Zentrum, wahrend der Bau-
arbeiten ist die Verkehrsfihrung um eine Fahr-
spur zu reduzieren. Nebenangebote sind nicht
zugelassen. Ausfihrungs-/Lieferzeit:  14. Juli
2015 bis 11. August 2015. Sicherheitsleistun-
gen: 3 % der Auftragssumme fiir die Ausfilhrung
und die Mangelanspriiche. Ausgabe der Ange-
botsvordrucke ab: 15.06.2015. Ausgabe bis:
30.06.2015. Druckkosten: 23,- Euro (Druckko-
sten werden nicht erstattet). Eroffnung der Ange-
bote: 07.07.2015 um 11:00 Uhr. Zuschlags- und
Bindefrist: 31.07.2015. Referenzen sind dem
Angebot gemaB den Vergabeunterlagen beizufi-
gen. Bieter, sowie deren Nachunternehmer und
Verleiher von Arbeitskraften, soweit sie bereits
bei Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflich-

tet, die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und
Vergabegesetzes NRW vom 10.01.2012 gefor-
derten Verpflichtungserklarungen abzugeben.

[ ]
Stadtentwadsserungsbetrieb

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Betontechnologi-
sche Instandsetzung Rechengerinne 1, Klar-
werk Diisseldorf Siid. Umfang der Leistung:
Das Rechengerinne besteht aus einer Stahlbeton-
bodenplatte, welche im vorderen Bereich mit
einem Gefalleestrich versehen ist. Die Wande und
die Stiitze bestehen ebenfalls aus Stahlbeton. Die
gesamte Lange des Rechengerinnes betragt ca.
22 m, die Breite ca. 6,5 m bis 3,5 m. Die Hohe
betragt ca. 2,5 m bis 3 m. Nebenangebote sind
nicht zugelassen. Ausfiihrungs-/Lieferzeit: 13.
August 2015 bis 09. September 2015. Sicher-
heitsleistungen: keine. Ausgabe der Angebotsvor-
drucke ab: 15.06.2015. Ausgabe bis: 30.06.
2015. Druckkosten: 21,- Euro (Druckkosten wer-
den nicht erstattet). Eroffnung der Angebote:
07.07.2015 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bin-
defrist: 04.08. 2015. Referenzen sind dem Ange-
bot gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen.
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei-
her von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,
die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Dampfkesselanla-
ge, Klarwerk Diisseldorf Siid. Umfang der Lei-
stung: Lieferung und Montage von Komponenten
zur Umstellung auf Mischfeuerung des Brenners
und die Installation eines Rezirkulationssystems
bei der vorhandenen Dampfkesselanlage (8 t/h)
mit Dreizugkessel auf die TA Luft 2002 auf dem
Klarwerk Disseldorf Siid. Nebenangebote sind
nicht zugelassen. Ausfiihrungs-/Lieferzeit: August
2015 bis Dezember 2015. Sicherheitsleistungen:
3 % der Auftragssumme fiir die Ausfiihrung und
die Mangelanspriiche. Ausgabe der Angebotsvor-
drucke ab: 15.06.2015. Ausgabe bis: 30.06.
2015. Druckkosten: 41 ,- Euro (Druckkosten wer-
den nicht erstattet). Eroffnung der Angebote:
07.07.2015 um 10:30 Uhr. Zuschlags- und Bin-
defrist: 31.07.2015. Referenzen sind dem Ange-
bot gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen.
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei-
her von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,
die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben.

Ausschreibungsunterlagen konnen ab dem je-
weils angegebenen Zeitpunkt abgeholt werden
bei: Landeshauptstadt Diisseldorf, Bauverwal-
tungsamt -Submissionsstelle-, BrinckmannstraBe
5, 3. Etage, Zimmer 3161, 40225 Diisseldorf,
Montag bis Donnerstag von 7.30 bis 16.00 Uhr,
Freitag von 7.30 bis 13.00 Uhr (Telefon 0211-
89-93902 / Fax 89-29080 / e-mail: ausschrei-
bungen@duesseldorf.de).

Die Ausschreibungsunterlagen konnen auch
schriftlich bei der v.g. Stelle unter Angabe des
Vergabeamtes und des Ausschreibungsobjektes
angefordert werden. Sofern gefordert, ist ein auf
den Betrag der Druckkosten ausgestellter

Scheck beizufligen. Der Betrag kann auch unter
Angabe des Vertragsgegenstandes 5600-4000-
0000-0861 und der Bezeichnung der Ausschrei-
bung auf das Konto der Stadtkasse Diisseldorf
bei der Stadtsparkasse Diisseldorf (IBAN: DE61
3005 0110 0010 0004 95, BIC: DUSS-
DEDDXXX) tiberwiesen werden. Die Ausgabe bzw.
die Ubersendung der Unterlagen erfolgt nur
gegen den Nachweis der Uberweisung. Unterla-
gen, die kostenlos abgegeben werden, konnen
auch per Fax unter der v.g. Nummer oder per e-
mail angefordert werden.

Geforderte Referenzen sind dem Angebot oder
dem Teilnahmeantrag im Rahmen eines Teilnah-
mewettbewerbes beizufiigen. Fiir die Anforde-
rung von Ausschreibungsunterlagen sind Referen-
zen nicht erforderlich. Die Angebote sind in deut-
scher Sprache abzufassen. Zahlungen erfolgen
nach § 16 VOB/B bzw. § 17 VOL/B.

Abgabe der Angebote zu den oben genannten
Offnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer
3101. Die Angebote sollten moglichst 15 Minu-
ten vor dem Eréffnungs-/Abgabetermin dort vor-
liegen. Bitte beriicksichtigen Sie bei der Ubersen-
dung lhrer Angebote einen mindestens 2-tagigen
Postweg! Angebotserdffnungen nach der VOB fin-
den bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in Gegenwart
der Bieterinnen und Bieter statt. Bei Ausschrei-
bungen nach der VOL sind Bieterinnen und Bieter
nicht zugelassen. Teilnahmewettbewerbe: Bewer-
bungen in deutscher Sprache richten Sie mit den
geforderten Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g.
Stelle. Die Antrage konnen auch durch Fax, e-mail
oder Telefon ubermittelt werden, missen aber
vor Ablauf der Bewerbungsfrist schriftlich besta-
tigt werden.

Zur Nachpriifung behaupteter VerstoBe gegen die
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan-
ten Schwellenwerte konnen sich Bewerberinnen
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die
Bezirksregierung Dusseldorf, FischerstraBe 2,
40474 Disseldorf, wenden.

Zur Nachpriifung behaupteter VerstoBe gegen die
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevan-
ten Schwellenwerte konnen sich Bewerberinnen
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die
Vergabekammer Rheinland bei der Bezirksregie-
rung Koln, Spruchkérper Diisseldorf, Am Bonnes-
hof 35, 40474 Disseldorf wenden.

Alle  Ausschreibungsveroffentlichungen  finden
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/aus-
schreibung. Soweit technisch moglich, kénnen
verschiedene Ausschreibungen auch komplett
kostenlos abgerufen werden.

Deutsche Oper
am Rhein

Heinrich Heine Allee 16a

Vorverkauf:

montags bis freitags 11 bis 18.30 Uhr,
samstags 11 bis 13 Uhr

an Sonn- und Feiertagen nur Abendkasse
Telefonische Kartenbestellung

montags bis freitags 9 bis 17 Uhr,

Tel. 8908211



http://ted.europa.eu
mailto:a.schmitt@blfp.de
http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/index.shtml
mailto:ausschreibungen@duesseldorf.de
http://www.duesseldorf.de/ausschreibung
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Neue Richtlinie - Klimafreundliches Wohnen
und Arbeiten in Diisseldorf

Richtlinie zur Férderung von MaBnahmen zur Gebdudesanierung zwecks Reduzierung des Energieverbrauchs innerhalb der Landeshauptstadt Diisseldorf
im Rahmen des stadtischen Forderprogramms ,Klimafreundliches Wohnen und Arbeiten in Diisseldorf vom 28.05.2015. Anderungen im Vergleich zur
vorherigen Fassung der Richtlinie vom 04.12.2014 sind im Text fett gedruckt.

1. Zuwendungszweck

Private Haushalte sind fiir rund 30 Prozent des
Energieverbrauches in Diisseldorf verantwortlich.
Auf den Bereich Gewerbe, Handel und
Dienstleistung entfallen weitere rund 15
Prozent. Ziel des Programms ist es, mit den
verfligbaren stadtischen Mitteln moglichst groBe
Klimaschutz-Effekte zu erreichen sowie einen
AnstoB fiir wesentliche eigene Bemiihungen der
Biirgerinnen und Biirger unserer Stadt zur Durch-
flihrung wiinschenswerter MaBnahmen im Sinne
des Klimaschutzes zu geben.

Daher fordert die Landeshauptstadt Diisseldorf
die unter Punkt 2 beschriebenen MaBnahmen
innerhalb des Stadtgebietes in bauaufsichtlich
genehmigten, privaten Gebauden zu Wohn-
zwecken sowie gemischt genutzten Gebau-
den mit Gewerbe- und Wohneinheiten, die
geeignet sind im Vergleich zu dem bisherigen
Status quo, Energie einzusparen und/oder die
Energieeffizienz zu optimieren.

Durch das Forderprogramm ,Klimafreundliches
Wohnen und Arbeiten in Diisseldorf* werden
Investitionsanreize gesetzt, die o.g. Gebaude
durch MaBnahmen zu sanieren, die zu einer Sen-
kung der Kohlendioxid-Emissionen fiihren wer-
den.

2. Gegenstand der Forderung
Forderfahig sind:
2.1 Bei Bestandsbauten

e Thermografiegutachten zur Einschatzung des
Warmeverlustes an der AuBenhiille (6.1);

e Warmedammung von AuBenwanden, Dachern,
Flachdachern, oberste Geschoss- und Keller-
decken (6.2.1.1/3-5/7/8);

e Erneuerung von schlecht dammenden Fen-
stern (6.2.1.2);

e Energetische Sanierung von Flachdachern in
Kombination mit der Einrichtung einer Dachbe-
grinung (6.2.1.6);

e MaBnahmen in denkmal- oder satzungsge-
schiitzten oder denkmalwerten Gebauden
(6.2.2);

e Optimierung von Heizungen im Bestand (6.3):
— hydraulischer Abgleich,

— Austausch von Heizungsumwalzpumpen,
— Austausch von Thermostatventilen/-kopfen;

e Besonders effiziente Sanierungen (Bonusfor-
derung, 6.4);

2.2 Bei Bestands- und Neubauten

e Anschluss an die Fernwarme (6.5);

e Thermische Solaranlagen (Warmwasserberei-
tung, Heizungsunterstiitzung, 6.6.1);

¢ Photovoltaik-Anlagen (6.6.2);

e Speichersysteme fir Photovoltaik-Anlagen
(6.6.3);

e Liiftungsanlagen mit Warmerlickgewinnung
(6.7);

o Kraft-Warme-Kopplung (KWK, 6.8.1);

e Holzpellet-Feuerung fiir Zentralheizung- und
KWK Anlagen mit Feinstaubfilter (6.8.2);

e oberflachennahe Geothermie mittels Warme-
pumpen (6.8.3);

¢ innovative SondermaBnahmen (6.9);

2.3 Bei Neubauten
e Passivhauser (6.10).

Die unter 2.1 bis 2.3 genannten Fordertat-
bestande gelten fiir Wohngebaude sowie fiir
gemischt genutzte Geb&dude. Als gemischt
genutzte Gebdude gelten Gebaude, die
iibber mindestens eine wohnwirtschaftlich
genutzte Einheit verfiigen. Reine Nicht-
wohngebadude, die ausschlieBlich gewerb-
lich genutzt werden, wie z.B. Biirogebaude,
Hotels oder Hallenbauten, sind von einer
Forderung ausgeschlossen. Es ist ein ent-
sprechender Nachweis iiber die wohnwirt-
schaftliche Nutzung vorzulegen.

Zusétzlich gilt fiir denkmalgeschiitzte Immo-
bilien

Sanierungen an denkmalgeschitzten Immobi-
lien werden nur gefordert, sofern eine Genehmi-
gung der Unteren Denkmalbehorde fir die
geplanten MaBnahmen nach Punkt 2.1/2.2 vor-
gelegt wird.

Zusatzlich gilt fiir offentlich geférderten Wohn-
raum

Offentlich geférderter Wohnraum wird nur begiin-
stigt, sofern die geplanten MaBnahmen nach
Punkt 2.1-2.3 durch das Amt fiir Wohnungswe-
sen gepriift und freigegeben sind. Bei gemischt
genutzten Gebduden gilt diese Anforderung
fiir den wohnungswirtschaftlich genutzten
Teil des Gebaudes.

Zusatzlich gilt fir Umnutzungen

Eine Forderung von SanierungsmaBnahmen nach
Punkt 2.1/2.2 im Zuge einer Umnutzung von
Gewerbeeinheiten zu Wohnzwecken in gemischt
genutzten Gebauden kann nur unter der Vor-
aussetzung gewahrt werden, dass die zuvor
gewerblich genutzte Flache maximal 25 % der
Gebaudenutzflache umfasst. Das Gebaude muss
sich zudem im Eigentum einer natiirlichen Per-
son oder Wohnungseigentiimergemeinschaft
i.S.d. Wohneigentumsgesetzes (WEG) befinden.
Die Prifung erfolgt im Rahmen einer Einzelfall-
entscheidung, hierzu muss die Genehmigung der
Bauaufsichtsbehdrde zur Umnutzung eingereicht
werden.

3. Antragsberechtigung und Antragstellung
3.1 Antragsberechtigung
Antragsberechtigt sind Eigentiimerinnen und

Eigentiimer (natlrliche und juristische Personen
des privaten Rechts sowie Personengesell-

schaften und Wohnungseigentiimergemein-
schaften i.S.d. WEG) von Gebauden sowie
auch Betreiberinnen und Betreiber von Heizungs-
anlagen (z.B. Dienstleistungsunternehmen im
Energiebereich oder Warmelieferanten/ Contrac-
toren) deren Grundstiicke bzw. Heizungsanlagen
innerhalb des Stadtgebietes von Disseldorf lie-
gen.

Antragsberechtigt sind ferner alle gemeinniitzi-
gen Organisationsformen einschlieBlich Kirchen
(i.S.v. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStQ), in deren Eigentum
sich die zu sanierenden Gebaude befinden. Der
Nachweis der Gemeinniitzigkeit hat durch eine
entsprechende Bestatigung (ber die Freistellung
der Korperschaftssteuer durch das Finanzamt zu
erfolgen.

Im Rahmen einer Forderung von SanierungsmaB-
nahmen im Zuge einer Umnutzung von Gewerbe-
einheiten zu Wohnzwecken in gemischt genutz-
ten Gebauden sind nur natiirliche Personen
oder Wohnungseigentiimergemeinschaften i.S.d.
WEG antragsberechtigt.

Im Rahmen des Fordertatbestandes 6.5 kann
pro Antragsberechtigter bzw. Antragsberechtig-
tem und Jahr nur ein Antrag fiir ein Objekt
gestellt werden.

3.2 Antragstellung

Das Einverstandnis der Gebaudeeigentimerin
bzw. des Gebaudeeigentiimers fiir die Durchfih-
rung der beantragten MaBnahme ist erforderlich,
wenn die Antragstellerin bzw. der Antragsteller
nicht gleichzeitig Eigentimerin bzw. Eigentimer
des Gebaudes ist.

Die Antragstellung durch einen Bautrager ist
moglich.

4. Antragsverfahren

Der Antrag auf Fordermittel muss mit den unter
Punkt 6 aufgelisteten Anlagen zu den einzelnen
Fordertatbestanden beim Umweltamt eingereicht
werden. Der Antrag wird abgelehnt, wenn auch
nach der entsprechenden Aufforderung durch
das Umweltamt der Stadt Disseldorf die notwen-
digen Unterlagen nicht fristgerecht nachgereicht
werden.

Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller erhalt
nach Einreichung des Antrages ein Eingangs-
schreiben. Sofern der Antrag nicht vollstandig
ist, wird ein Schreiben zu den fehlenden Unterla-
gen versandt. Nach Priifung der Forderfahigkeit
des vollstandigen Antrages erhalt die Antragstel-
lerin bzw. der Antragsteller vom Umweltamt der
Stadt Diisseldorf ein weiteres Schreiben, mit
dem eine Fordernummer bekanntgegeben wird.

Vor Einsendung von Antragen auf Férderung von
komplexen Sanierungsvorhaben und SondermaB-

Fortsetzung auf Seite 5
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nahmen nach Punkt 2.2 sowie fiir Passivhauser
nach Punkt 2.3 wird ein telefonisches Vorge-
sprach mit dem Umweltamt der Stadt Diisseldorf
empfohlen.

5. Baustoffe

Das Umweltamt der Stadt Diisseldorf macht fiir
die Forderung Materialvorgaben.

5.1 Aligemeine Anforderungen

Mit den Antragsformularen ist zu bestatigen,
dass keine der ausgeschlossenen Materialien/
Stoffe eingesetzt werden; entsprechende gefor-
derte Bestatigungen sind vorzulegen.

Der Einsatz folgender Materialien/Stoffe fiihrt

zum Ausschluss einer Forderung:

o Teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoff-
(HFCKW), Fluorchlorkohlen-wasserstoff-
(FCKW), und chlorierte Kohlenwasserstoff-
(CKW) geschaumte Dammstoffe/Materialien,
Hexabromcyclododecan (HBCD/HBCDD);

e Asbestzementplatten;

¢ Materialien/Stoffe ~ ohne  bauaufsichtliche
Zulassung fir die jeweilige Anwendung;

e Spanplatten der Emissionsklassen 2 und 3;

e Tropenholz ohne (berpriiftes FOREST STE-
WARDSHIP COUNCIL (FSC)-Zertifikat;

o Polyvinylchlorid (PVC)-Kunststoffe. Anmerkung:
Der Einsatz von PVC in der Elektroinstallation
und bei Kleinbauteilen, wie z.B. Diibeln,
Anputz- oder Kantenschutzleisten fiihrt nicht
zum Forderausschluss.

e Faserdamm-Materialien, die nicht die Kriterien
nach der Gefahrstoffverordnung Anhang I,
Nr. 5, Abs. 2 erfiillen

5.2 Zusitzliche Anforderungen bei der For-
derung von WarmedammmaBnahmen

5.2.1 Verwendung umweltfreundlicher Bau-
stoffe

Fiir die Antrage auf Forderung von Warmedamm-
maBnahmen i.S.v. Punkt 6.2.1.1, sowie
6.2.1.3 bis 6.2.1.8 gilt dariiber hinaus:

Der Einbau umweltfreundlicher Dammstoffe wird
mit einer hoheren Forderung honoriert. Der hier
geltende Fordersatz ist unter Punkt 6.2.1 jeweils
mit der Abkirzung ,umweltfrdl.” gekennzeichnet.
Anforderung an die Baustoffe:

— Zertifizierung mit dem natureplus®-Qualitats-
zeichen oder
- Kennzeichnung ,Blauer Engel“.

Beim Einbau verschiedener Dammstoffe
(Kombination verschiedener Dammstoffe
fiir einen Bauteilquerschnitt) wird fiir die
Bemessung der Fordersumme die schlech-
teste als maBgebend angesetzt.

5.2.2 Baustoffklassen nach DIN 4102-2
(Brandschutzklassen)

Fiir die Antrdge auf Forderung von Warme-
dammmaBnahmen i.S.v. Punkt 6.2.1.1,
sowie 6.2.1.3 bis 6.2.1.8 gilt dariiber hin-
aus:

Der Einbau der Dammstoffe wird differen-

ziert nach seinem Brandverhalten gefor-
dert, das in die Kategorien ,nicht brenn-
bar“, ,schwer entflammbar“, ,normal ent-
flammbar” unterteilt wird. Die Klassifizie-
rung erfolgt nach den Baustoffklassen der
DIN 4102-1 bzw. den bauaufsichtlichen
Anforderungen nach Landesbauordnung
(LBO). Die Klassifizierungen sind in unten-
stehender Ubersicht dargestellt:

Baustoffklasse Bauaufsichtliche
nach Anforderung

DIN 4102-1 nach LBO

Al Nicht brennbar

A2

Bl Schwer entflammbar
B2 Normal entflammbar

Dammstoffe nach der Europdischen Klasse
sind entsprechend den Aligemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen des Deutschen
Instituts fiir Bautechnik (DIBt) den bauauf-
sichtlichen  Anforderungen zuzuordnen.
Leicht entflammbare Baustoffe (B3) sind im
Hochbau nicht zugelassen.

Beim Einbau verschiedener Dammstoffe
(Kombination verschiedener Dammstoffe
fiir einen Bauteilquerschnitt) wird fiir die
Bemessung der Fordersumme die schlech-
teste als maBgebend angesetzt. Der Einbau
von Dammmaterial der Baustoffklasse A
bzw. nicht brennbar allein fiir beispielswei-
se Brandriegel nach Landesbauordnung gilt
nicht fiir eine Einstufung der Forderung mit
der Brandschutzklasse A bzw. nicht brenn-
bar.

5.2.3 Zusitzliche Materialvoraussetzungen
bei der Erneuerung von Fenstern

Fiir die Antrage auf Férderung von Warme-
dammmaBnahmen i.S.v. Punkt 6.2.1.2
(Fenstererneuerung) gilt dariiber hinaus:

Forderfahig ist der Einbau von:
e Holzrahmen aus einheimischen Hoélzern. Als
einheimische Holzer gelten u.a. Fichte, Eiche,
Larche, etc.. Abhangig von der Herkunft der
Holzer sind folgende Nachweise zu erbringen:
Bei Herkunft
— aus deutschen Waldern:
weis/-bescheinigung

— aus Waldern auBerhalb Deutschlands
(Importholz): Zertifizierung der Holzer min-
destens nach dem PEFC-Standard (Pro-
gramme for the Endorsement of Forest
Certification Schemes). Alternativ FSC-
Zertifikat.

e Holzrahmen aus Tropenhdlzern, die das FSC-
Zertifikat tragen;

o aluminiumkaschierten Fensterrahmen (Alumini-
umrahmen sind nur in begriindeten Ausnahme-
fallen forderfahig, wie beispielsweise aus
Griinden der Statik oder zur Erhaltung eines
denkmalgeschiitzten Erscheinungsbildes; fiir
das aluminiumkaschierte Holz gelten die o.g.
Anforderungen);

e Fensterrahmen aus Polypropylen, Polyurethan
und Polyethylen.

Herkunftsnach-

6. Fordervoraussetzungen und Férderhohen

Das Umweltamt der Stadt Disseldorf legt fir die
Forderung technische Vorgaben fest.

MaBnahmen im Selbstbau werden nicht gefor-
dert.

Gebaude, die erhebliche Missstande oder Man-
gel im Sinne von § 177 Abs. 2 und 3 Baugesetz-
buch aufweisen, welche durch Modernisierungs-
und InstandsetzungsmaBnahmen zugleich nicht
behoben werden oder behoben werden konnen,
werden nicht gefordert.

Gebaude, die wegen einer Unvereinbarkeit mit
einem rechtskraftigen Bebauungsplan nicht ste-
hen bleiben konnen oder Gebaude, die im Gel
tungsbereich einer Veranderungssperre (Ausnah-
men moglich) liegen, konnen nicht geférdert wer-
den.

Wenn die vom Umweltamt festgelegten techni-
schen Vorgaben bei Durchfilhrung der MaBnah-
me nicht eingehalten wurden, ist der Anspruch
auf Forderung ebenfalls ausgeschlossen.

Grundsatzlich sind allen Forderantragen folgende
Unterlagen beizulegen:

¢ Angebot oder Kostenvoranschlag/-aufstellung

e Schriftiche  Einverstandniserklarung  bzw.
Bevollmachtigung der Eigentiimerin bzw. des
Eigentlimers, wenn diese bzw. dieser nicht
selbst den Antrag stellt.

6.1 Thermografiegutachten (bei Bestands-
bauten)

Zur Aufdeckung von Warmeverlusten an der
AuBenhiille eines Gebaudes werden Thermogra-
fiegutachten, die die folgenden Mindestanforde-
rungen erfiillen, gefordert. Die Durchfiihrung hat
nach den anerkannten Regeln der Technik durch
qualifizierte Personen und mit Hilfe dafiir geeig-
neter technischer Hilfsmittel zu erfolgen. Im Ein-
zelnen werden Anforderungen in Anlehnung an
die Richtlinie des Verbandes fiir angewandte
Thermografie (VATh) festgelegt.

Mindestanforderungen an die Thermografin bzw.
den Thermografen, das Thermografiegutachten
und das Beratungsgesprach:

Die Qualifikation der Thermografin bzw. des
Thermografen muss in Anlehnung an die Richtlini-
en des Bundesverbandes fiir Angewandte Ther-
mografie mindestens der Stufe 2 entsprechen.

Die Gutachten miissen mindestens enthalten:

1. Thermografieaufnahmen (Thermogramme)

— Erstellung von Thermogrammen fiir alle
zuganglichen Gebaudeseitenflachen.

— Fir die Forderung ist eine Mindestanzahl
von vier Thermogrammen pro Gebaude
erforderlich.

— Durchfiihrung bei entsprechenden Witte-
rungsverhaltnissen (AuBentemperatur <
5°C)

2. Der Beratungsbericht muss der Hauseigenti-
merin, dem Hauseigentiimer oder der Eigen-
tiimergemeinschaft als Ausdruck in einem
personlichen Beratungsgesprach (ibergeben
werden.

Der Bericht muss in Anlehnung an die Richt-

linie des VATh erstellt werden. Es missen

mindestens die folgenden Bestandteile ent-
halten sein: Objektbeschreibung, Klimadaten,

Zeitpunkt der Messung, Angaben iiber das

verwendete Thermografiesystem. Fiir die

Thermogramme sind mindestens die folgen-

den Punkte zu beriicksichtigen: Beschriftung,

geeignete Farbpalette, einheitlich skalierte
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Temperaturskala, Wiedergabe der Messsitua-
tion. Ebenso sind Besonderheiten am Objekt
zu erlautern.

Das Beratungsgesprach dient zur qualifizierten
Erlauterung der Thermogramme und zur Bera-
tung iber mogliche Einsparpotenziale und MaB-
nahmen im Bereich der AuBenhiille. Der Umfang
des Beratungsgesprachs muss mindestens 1
Stunde betragen. Empfohlen wird ein Gesprachs-
umfang von mindestens 1,5 Stunden. Das
Gesprach muss vor Ort am Objekt stattfinden. In
dem Gesprach sind u.a. folgende Inhalte zu
besprechen:

— Erlauterung zur Interpretation der Farbver-
laufe;

— Erlauterung der auf jedem Thermogramm zu
erkennenden Schwachstellen;

— MaBnahmenempfehlungen hinsichtlich der er-
kannten Schwachstellen.

Die Forderung betragt:

e 50 % der Gesamtkosten (Thermografieaufnah-
men und Beratungsgesprach) — maximal
jedoch € 150.

Fir die Bewilligung und Auszahlung der Forder-

mittel sind folgende Unterlagen einzureichen:

¢ Kopie der Rechnung

e Nachweis iber die Durchfihrung des Bera-
tungsgespraches mit Angabe des Datums und
Dauer des Beratungstermins

e Bestatigung, dass das Thermografiegutachten
libergeben wurde.

Entspricht ein eingereichtes Thermografiegutach-
ten nicht den Mindestanforderungen dieser Richt-
linie, ist die Auszahlung des Zuschusses nicht
moglich. Nachbesserungen sind ausgeschlos-
sen.

6.2 Warmedammung (bei Bestandsbauten)

Gefordert werden MaBnahmen zur Verringerung
der Warmeverluste, soweit sie nicht bereits
durch die Energieeinsparverordnung (EnEV) vor-
geschrieben sind.

Gefordert wird auch die Neudammung schlecht
sanierter Hauser: Wenn in der Vergangenheit
Hauser bereits saniert und neu gedammt wur-
den, die aber auf Grund der geringen Dammstar-
ke (zwischen 2 und 6 cm) und/oder des aus heu-
tiger Sicht suboptimalen Materials sowie man-
gelnder Qualitat der Bauausfiihrung (besonders
in Bezug auf Warmebriicken) aktuell wieder
sanierungsbediirftig sind, wird die Neuddammung
mit einem erhohten Fordersatz gefordert. Die
hohere Fordersumme gegeniiber der erstmali-
gen Dammung ergibt sich aus der zusatzlichen
Forderung der Entsorgung des alten Dammmate-
rials.

Nach Abschluss der MaBnahme ist eine Bestéati-
gung uber die Einhaltung der geforderten War-
medurchgangszahl und die sach- und fachge-
rechte Ausfiihrung von warmebriickenrelevanten
Details durch eine Fachfirma oder ein Ingenieur-
biro vorzulegen.

Die Forderung von Teilflachen von Gebauden ist

in begriindeten Einzelfallen moglich.

6.2.1 Warmedammung von AuBenwanden,
Dachern, Flachdachern, obersten

Geschoss- und Kellerdecken sowie
Fenstern (bei Bestandsbauten)

MaBnahmen zur Verringerung der Warmeverluste
an der Gebaudehiille, inklusive oberste
Geschossdecke, Kellerdecke und Fenstern wer-
den grundsatzlich gefordert, wenn sie die AuBen-
wandflachen des Gebaudes und im Fall der
AuBenwanddammung mit  Fenstererneuerung
(Glas, Rahmen, Randverbund) die in der AuBen-
wand enthaltenen Fensterflachen des Gebaudes
betreffen, Warmebriicken im Bereich der Fen-
sterlaibungen und den Anschlusspunkten Dach,
oberste Geschossdecke, Kellerdecke, des Peri-
meteranschlusses und des Anschlusses der
AuBenwanddammung an die Dachkonstruktion
nachweisbar vermieden werden und die folgen-
den maximalen Warmedurchgangszahlen (U-
Werte) erreicht werden:

AuBenwand: U-Wert 0,20 W/(m2K)
Dach: U-Wert 0,20 W/(m2K)
Flachdach: U-Wert 0,18 W/(m2K)
Oberste

Geschossdecke: U-Wert 0,18 W/(m2K)
Kellerdecke: U-Wert 0,27 W/(m2K)
Fenster: U, Wert 1,10 W/(m2K)

Fiir Sanierungen, fir die nach der DIN 1946-6
ein Liiftungskonzept notwendig ist, ist dieses mit
den Antragsunterlagen vorzulegen.

Folgende Falle sind von der 0.g. Regelung betrof-

fen:

e Sanierungen im Mehrfamilienhaus, bei denen
mehr als 1/3 der Fenster ausgetauscht wer-
den und

e Sanierungen im Einfamilienhaus, bei denen
mehr als 1/3 der Fenster ausgetauscht wer-
den bzw. mehr als 1/3 der Dachflache abge-
dichtet wird.

Zusétzlich bei Fensteraustausch:

Fiir Sanierungen, bei denen nach Austausch der
Fenster der U-Wert der AuBenwand schlechter ist
als der Uw-Wert der neuen Fenster, ist ebenfalls
ein Liiftungskonzept vorzulegen, um der mogli-
chen Gefahr von Schimmelpilzbildung vorzubeu-
gen.

Bei gemischt genutzten Gebduden gelten
die Anforderungen beziiglich der Vorlage
eines Liiftungskonzeptes analog.

Fiir Forderantrdge nach Punkt 6.2.1.1-6.2.1.8
sind zusatzlich folgende Unterlagen bzw. Einzel-
nachweise beizufiigen:

e Berechnung der Warmedurchgangskoeffizien-
ten (= UWert) des zu dammenden Bauteils
bzw. der zu dammenden Bauteilschicht:

— Nachvollziehbare und normgerechte Be-
rechnung auf Basis nachgewiesener Bau-
stoffe und Schichtdicken; die alleinige
Angabe des Endergebnisses ist nicht aus-
reichend;

— Sofern keine Nachweise zu dem im
Bestand vorhandenen Mauerwerk vorgelegt
werden konnen, z. B. Belege aus der Zeit
der Errichtung des Gebaudes mit genauer
Bezeichnung des Mauerwerksmaterials
(Typ, Rohdichte), ist fiir das Bestandsmau-
erwerk von baujahrstypischen Aufbauten
auszugehen, wie sie fiir die betreffenden
Baualtersklasse in Gebaudetypologien ver-
offentlicht sind;

— Sind mehrere unterschiedliche Wandaufbau-
ten vorhanden (z.B. verschiedene Mauer-
werksmaterialien, -dicken, Dammmateria-

lien, schichtdicken), ist fir jeden Wandauf-
bau eine eigene U-Wert Berechnung vorzu-
legen und aus den jeweiligen Flachenantei-
len und Einzel-U-Werten der durchschnittli-
che UWert der gedammten AuBenwand
nachvollziehbar zu berechnen;

— Zum U-Wert-Nachweis fiir die Fenster: Der
Warmedurchgangskoeffizient (U Wert) des
Gesamt-Fensters  (Verglasung, Randver-
bund, Sprossen, Rahmen) ist den techni-
schen Produkt-Spezifikationen zu entneh-
men oder nach DIN EN ISO 10077-1 fiir ein
in den Produktspezifikationen (iblicherweise
verwendetes Rohbau-FenstermaB von 1,23
m x 1,48 m zu ermitteln. Alternativ konnen
individuelle, objektbezogene U, Wert-Be-
rechnungen eingereicht werden;

¢ Nachweis(e) tiber die Warmeleitfahigkeitsgrup-
pe(n) der Dammstoffe (z.B. durch Angabe von
Hersteller, Typ, Dicke und Warmeleitgruppe
(WLG) der Dammstoffe im Angebot sowie ent-
sprechender Produktdatenblatter;

¢ Kopie (bemaBt) aus dem Bauplan auf der die
Lage und Flache der betreffenden Bauteile
erkennbar ist. Zur Ermittlung der Damm-
flachen ist eine Berechnung der betreffen-
den Bauteilflache(n) bzw. ein AufmaB vorzule-
gen;

e Nachweise iber die Vermeidung von Warme-
briicken im Bereich der Fensterlaibungen Fen-
sterlaibungen und den Anschlusspunkten
Dach, oberste Geschossdecke, Kellerdecke,
des Perimeteranschlusses und des Anschlus-
ses der AuBenwanddammung an die Dachkon-
struktion (z.B. durch Detailplane, -skizzen oder
Regeldetails).

e Bei einer Neuddmmung: Nachweis (ber die
entsorgte Dammung, Rechnung des Entsor-
gungsunternehmens mit Angabe Flache (m2)
und/oder Kubatur (m3).

e Bei einer Innendammung: Vorlage eines bau-
physikalischen Gutachtens iiber die zu dam-
menden Bauteile inklusiver aller Anschluss-
punkte.

e Bei einer Fensterforderung: Eintragung der
Positionierung der auszutauschenden Fenster
entsprechend dem dazugehorigen Angebot in
den entsprechenden Bauplanen (Ansich-
ten/Grundrisse). Sofern im Zuge des Austau-
sches Bestandsfenster vergroBert werden, ist
eine Aufstellung der Fensterflachen ,Bestand/
Neu“ einzureichen.

e Bei einer Dachbegrinung: Statiknachweis,
dass das Flachdach ber ausreichende Lastre-
serven zur Errichtung einer Dachbegrinung
verfigt.

Nach Abschluss der MaBnahme ist eine Bestéti-
gung der ausfiihrenden Firma oder eines Inge-
nieurbliros tber die Ausfiihrung nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik vorzule-
gen. Alternativ kann eine Kopie der gemaB §26a
EnEV gesetzlich notwendigen Unternehmererkla-
rung eingereicht werden.

Die folgenden Punkte 6.2.1.1 bis 6.2.1.8
beziehen sich jeweils auf Bestandskonstruk-
tionen.

Die Mindestflache fiir eine Forderung fir die
Dammung von AuBenwand, Dach, Flachdach und
oberste GeschoBdecke betragt 25 m2, fiir die
Dammung der Kellerdecke 20 m2.

6.2.1.1 Forderhohe fiir die Wa&rmedam-
mung der AuBenwand

Die Forderung betragt:
Fortsetzung auf Seite 7
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umweltfrdl. umweltfrdl. alle
und Bau- und Bau- anderen
stoffklasse stoffklasse | forderfahigen
Al/A2 B1/B2 Dammstoffe
€ 30/m? € 15/m? € 10/m?
Neudammung
€ 33/m? € 18/m? € 13/m?

Als Bezugsflache zur Bestimmung der Forder-
summe gilt die Ubermessene AuBenwandflache
(abziiglich Offnungen gréBer 2,5 m2).

6.2.1.2 Forderhohe fiir die Erneuerung von
Fenstern

Die Erneuerung von Fenstern wird grundsatzlich

nur gefordert, wenn es sich um Bestandsfenster

handelt und

e alle Fenster in einer beheizten Nutzungsein-
heit erneuert werden,

o alle Fenster auf einer Etage erneuert werden,

e alle Fenster in einer Dachebene erneuert wer-
den oder

e alle Fenster bei der gesamten Hausfront er-
neuert werden.

Ausnahme:

e Wenn einzelne Fenster in einer beheizten
Nutzungseinheit oder einer Etage oder bei
der Hausfront, fiir die eine Fensterforderung
beantragt wird, bereits vor Antragstellung aus-
getauscht werden mussten, kann abweichend
vom 0.g. Grundsatz ein Austausch der verblei-
benden Fensterflache als forderfahig aner-
kannt werden, wenn ein Nachweis erbracht
wird, dass die bereits ausgetauschten Fenster
mindestens die Anforderung der Energieein-
sparverordnung EnEV 2002 erfillt, d.h. der
U, Wert des gesamten Fensters muss kleiner
oder gleich 1,7 W/(mZK) sein.

Die Forderung betragt:

e £ 100 pro m? Fensterflache (urspriingliche
Bestands-Rohbaudffnung). Bei VergroBerun-
gen der bestehenden Fensteroffnungen wird
nur der Flachenanteil des Bestandsfensters
gefordert.

6.2.1.3 Forderhdhe fiir die Warmedam-
mung der Dachflachen

Forderfahig ist die Dammung von Bestandsdach-
flachen.

Die Forderung betragt:

der Bestandskonstruktion gefordert. Wird eine
bestehende Dachkonstruktion in einem MaB ver-
andert, dass sie gemaB aktuell giiltiger EnEV als
Neubau zu werten ist, sind hier eingebaute Dam-
mungen nicht forderfahig.

Unter Umstanden kann aufgrund des baulichen
Zustandes der Abriss und Wiederaufbau einer
Dachkonstruktion erforderlich sein. Ein Wieder-
aufbau in unveranderter Lage gemaB den beste-
henden Dachproportionen wird als Ersatz der
Bestandskonstruktion gewertet; es gelten die
zuvor beschriebenen Voraussetzungen.

6.2.1.4 Forderhohe fiir die Warmedam-
mung der obersten Geschossdecke

Die Forderung betragt:

umweltfrdl. und alle anderen
Baustoffklasse forderféhigen
Al/A2 Dammstoffe

€ 12/m? € 8/m?

6.2.1.5 Forderhohe fiir die Warmedam-
mung eines Flachdachs

Die Forderung betragt:

umweltfrdl. umweltfrdl. alle
und Bau- und Bau- anderen
stoffklasse stoffklasse | forderfahigen
Al/A2 B1/B2 Dammstoffe
€ 15/m? € 10/m? € 8/m?
Neudammung
€ 18/m? € 13/m? €11/m?
Ausnahme:

Das Umweltamt der Stadt Diisseldorf kann auf
Antrag im Einzelfall von den U-Wert-Anforderun-
gen dieser Richtlinie befreien, wenn das zustan-
dige Bauaufsichtsamt einer Befreiung nach § 25
EnEV zugestimmt hat. Ein U-Wert von 0,25
W/(m2K) muss jedoch mindestens eingehalten
werden.

6.2.1.6 Forderhohe fiir die Warmedam-
mung eines Flachdachs in Kombina-
tion mit einer Dachbegriinung

Im Rahmen einer Dachbegriinung sind Abdich-
tungs- und Dammschichten, die Dranschichten,
das Substrat, die Pflanzen und die entsprechen-
den Errichtungskosten der genannten Schichten

umweltfrdl. | umweltfrdl. alle forderfahig. Die Forderung ist ausgeschlossen,
und Bau- und Bau- anderen wenn der bestandskraftige Bebauungsplan fiir
stoffklasse stoffklasse | forderfahigen | das Gebaude eine Dachbegriinung vorschreibt.
Al/A2 B1/B2 Dammstoffe _— .
Die Forderung betragt:
€ 15/m? € 10/m? € 8/m? ® 50 % der forderfahigen Bruttonvestitions-
kosten — maximal jedoch
Neudammung umweltfrdl. umweltfrdl. alle
und Bau- und Bau- anderen
€ 18/m? € 13/m? €11/m? stoffklasse stoffklasse | forderfahigen
Al/A2 B1/B2 Dammstoffe
Bei Veranderung einer bestehenden Dachflache/ € 30/m? € 25/m? € 23/m?
bestehender Dachbauteile wird der Flachenanteil

6.2.1.7 Forderhohe fiir die Warmedam-
mung der Kellerdecke

Die Forderung betragt:

umweltfrdl. und alle anderen
Baustoffklasse forderfahigen
Al/A2 Dammstoffe
€ 12/m? € 8/m?
Ausnahme:

Das Umweltamt der Stadt Disseldorf kann auf
Antrag im Einzelfall von den U-Wert-Anforderun-
gen dieser Richtlinie befreien, wenn das zustandi-
ge Bauaufsichtsamt einer Befreiung nach § 25
EnEV zugestimmt hat. Ein U-Wert von 0,35
W/(m2K) muss jedoch mindestens eingehalten
werden.

6.2.1.8 Bonus fiir die gleichzeitige Ausfiih-
rung von DaAmmmaBnahmen AuBen-
wand und Austausch von Fenstern

Bei einer gleichzeitigen Bauausfiihrung von Dam-
mung der AuBenwand und Erneuerung der Fen-
ster wird ein Bonus von 2 % des anrechenbaren
Brutto-Auszahlungsbetrages fiir die Bauausfiih-
rung Dammung der AuBenwand und Fenster
gewahrt.

Mindestvoraussetzung ist, dass fiir eine der MaB-
nahmen eine Forderung nach der vorliegenden
Richtlinie beantragt und gewahrt wurde.

Wenn nur eine der o.g. MaBnahmen forderfahig
ist, kann eine Bonusforderung in Hohe von 2 %
der anteiligen Brutto-Investitionskosten gewahrt
werden, sofern die U-Wert-Anforderungen jeweils
erflllt sind.

6.2.2 SanierungsmaBnahmen im Bereich
von Baudenkmadlern, Gebduden in
Denkmalbereichen, Gebauden im ort-
lichen Geltungsbereich einer Erhal-
tungs- oder Gestaltungssatzung sowie
sonstigen, aus denkmalpflegerischer
Sicht erhaltenswerten Gebauden

Fir MaBnahmen zur Warmedammung von AuBen-
wanden, Dachern und Fenstern, die nicht die
Anforderungen nach 6.2.1. erfiillen, erfolgt unter
folgenden Voraussetzungen eine Einzelfallent-
scheidung, die von der Genehmigung bzw. Emp-
fehlung der Unteren Denkmalbehorde abhangt:

e das Gebaude ist ein eingetragenes Baudenk-
mal;

¢ das Gebaude befindet sich in einem Denkmal-
bereich;

e das Gebaude befindet sich im ortlichen Gel-
tungsbereich einer Erhaltungs- und/ oder
Gestaltungssatzung;

e bauliche Veranderungen der Gebaudehiille
werden aus denkmalpflegerischer Sicht von
der Unteren Denkmalbehdrde nicht befiirwor-
tet.

Es gelten die unter 6.2.1.1 bis 6.2.1.8 genann-
ten Fordersétze.

Dem Forderantrag sind zuséatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Unterlagen bzw. Einzelnachweise gemaB
Punkt 6.2.1
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e Genehmigung bzw. Empfehlung der Unteren
Denkmalbehorde

* Nachweise U-/U Wert: Es ist die nach den
Auflagen des Denkmalschutzes oder die nach
den Vorgaben zum Schutz der erhaltenswer-
ten Bausubstanz maximale Dammung einzu-
bauen. Folgende Mindestanforderungen an
den U-Wert sind einzuhalten:

— AuBenwand (mit Innendammung): U-Wert
0,45 W/(m3K)

- Fenster: U,/ Wert 1,40 W/(m2K)

— Dach: maximal mdgliche Dammschicht-
dicke der WLG 035.

e Bestatigung einer Sachverstandigen bzw.
eines Sachverstandigen, dass die Ertiichti-
gung des Bauteils bzw. der Austausch der
Fenster nur durch die vorliegende geplante
Ausfilhrung moglich ist.

6.3 Optimierung von Heizungsanlagen im
Bestand (Heizungszentrale und Hei-
zungsnetz bei Bestandsbauten)

Es werden der hydraulische Abgleich von Pum-
penwarmwasserheizungen, der Austausch von
Heizungsumwalzpumpen und der Austausch von
Thermostatventilen und Thermostatkopfen gefor-
dert.

6.3.1 Hydraulischer Abgleich

Gefordert wird der hydraulischen Abgleichs von
bestehenden Heizungsanlagen, die mindestens
ein Jahr in Betrieb sind.

Gefordert wird die Optimierung der Warmevertei-
lung im Rahmen bestehender Heizungsanlagen
ohne Austausch des Heizkessels oder anderer
Warmeerzeuger.

Die Forderung betragt:
e 20 % der Bruttokosten gemaB der Schluss-
rechnung

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-
lagen beizufiigen:
¢ Aus dem vorzulegenden Angebot bzw. Kosten-
voranschlag/-aufstellung miissen die einzel
nen Schritte fiir die Durchfiihrung eines
hydraulischen Abgleichs hervorgehen:
- Abschatzung/Berechnung der Heizlast;
— Ermittlung der maximal bendtigten Heiz-
wassermassenstrome;
- Abschatzung/Berechnung  der
luste;
— Auswahl der Thermostatventile;
— Auslegung der Umwalzpumpe;
— Anpassung der Heizungsregelung;
— Einstellung und Dokumentation aller ermit-
telten Werte.
e Nachweis des Alters der Heizungsanlage/
Datum der Inbetriebnahme

Druckver-

Hinweis: Es sind alle mit dem hydraulischen
Abgleich im Zusammenhang stehenden Leistun-
gen mit zugeordneten Arbeitsstunden eindeutig
und von anderen Leistungen (Austausch Thermo-
statventile/kopfe, etc.) getrennt auszuweisen.
Sofern einzelne Leistungen im Vorfeld zur Ange-
botsabgabe durchgefiihrt wurden (z.B. Abschat-
zung der Heizlast) konnen diese nicht nachtrag-
lich mit gefordert werden.

Die Bewilligung und die Auszahlung der Forder-
mittel erfolgt, wenn der ausfiihrende Installations-
betrieb die fachgerechte Durchfiihrung des
hydraulischen Abgleichs bestatigt hat. Dabei

mussen die Arbeitsschritte mit entsprechenden
Angaben zur neuen Einstellung der Vorlauftempe-
ratur, Pumpe etc. belegt werden.

6.3.2 Austausch von Heizungsumwalzpum-
pen einer Heizungszentrale im
Bestand

Gefordert werden ausschlieBlich Pumpen mit
einem Energie-Effizienz-Index (EEI) kleiner/
gleich 0,23 nach der EU-Richtlinie fiir Energie
verbrauchende bzw. Energiebezogene Produkte,
die nach dem Wirkprinzip des Drehstrom-Syn-
chronmotors mit Permanentmagnet-Rotor funk-
tionieren. Sofern der Austausch von Brauchwas-
serpumpen beantragt wird, sind diese nur dann
forderfahig, wenn der Nachweis erbracht wird,
dass sie in das Heizungssystem eingebunden
sind.

Die Forderung betragt:
e 30 % der Bruttokosten pro ausgetauschter
Umwalzpumpe gemaB der Schlussrechnung.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

¢ Produktinformation;

e Bei Brauchwasserpumpen: Nachweis der Ein-
bindung in das Heizungssystem.

Die Bewilligung und die Auszahlung der Forder-
mittel erfolgt, wenn der ausfiihrende Installations-
betrieb die fachgerechte Entsorgung der alten
Pumpe(n) bestatigt hat.

6.3.3 Austausch von Thermostatventilen
und Thermostatkdpfen

Gefordert wird der Austausch von alten, ineffizien-
ten Thermostatventilen und Thermostatkdpfen
durch voreinstellbare Thermostatventile und
sogenannte intelligente” Thermostatkopfe, die
gemaB dem TELL Thermostatic Efficiency Label
mit der Energieeffizienzkennzeichnung der Stufe
LAY bzw. nach dem Energie-EffizienzIndex (EEI)
kleiner/gleich 0,50 klassifiziert sind oder das
Priifzeichen Keymark tragen.

Die Forderung betragt:

e € 10 pro Thermostatventil oder Thermostat-
kopf, maximal € 10 Thermostatventile oder
Thermostatkopfe pro Nutzungseinheit.

¢ Bei gleichzeitigem Austausch von Thermostat-
ventil und zugeordnetem Thermostatkopf
erhoht sich die Forderung auf € 15, maximal
10 Einheiten pro Nutzungseinheit.

Die Obergrenze wird auf 12 Nutzungseinheiten
und damit auf maximal 120 Ventile/ Kopfe/ Ein-
heiten bzw. € 1.800 pro Antrag und Jahr festge-
setzt.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Produktinformation

o Aufstellung bzw. Zuordnung der auszutau-
schenden Thermostate zu den vorhandenen
Nutzungseinheiten.

Beim Austausch der Thermostatventile und -kopfe
erfolgen die Bewilligung und die Auszahlung der
Fordermittel, wenn der vollstandige Abschluss
der Arbeiten sowie die fachgerechte Entsorgung
der alten Thermostatventile durch ein Fachunter-
nehmen bestatigt wurden.

Alternativ kénnen beim Austausch der Thermo-
statkdpfe Kopien der Kaufquittungen sowie die

ausgebauten alten Thermostatkdpfe eingereicht
werden.

6.4 Bonus fiir energetische Sanierungspro-
jekte (bei Bestandsbauten)

Wenn es bei einer Immobilie im Zuge einer ener-
getischen Sanierung zu sehr hohen Energieein-
sparungen kommt, wie Niedrigenergiehaus- oder
Passivhaus-Standard, und fiir mindestens eine
der dafiir durchgefiihrten SanierungsmaBnahmen
aus dem Forderprogramm ,Klimafreundliches
Wohnen und Arbeiten in Diisseldorf* ein Antrag
bewilligt wurde, so honoriert die Stadt den Erfolg
zusatzlich.

Der Bonus betragt:
e Effizienzhaus 70 Standard der

Kreditanstalt fir Wiederaufbau: € 2.500
¢ nach Sanierung Passivhausstandard: € 5.000

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Berechnung des Jahres-Primarenergiebedarfs
(gemaB EnEV),

e Berechnung des spezifischen, auf die warme-
libertragende Umfassungsflache bezogenen
Transmissionswarmeverlusts ~ H';  (gemaB
EnEV),

e Nachweis Uber die Einhaltung des sommerli-
chen Warmeverlustes;

e Kopie der Bauabnahme inklusive dem Nach-
weis (iber die Durchfiihrung einer Luftdichte-
messung durch eine qualifizierte Fachkraft
(alternativ wird auch ein Abschlussbericht (iber
die Priifung der Bauausfiihrung akzeptiert);

e alternativ zu den oben aufgefiihrten Punkten
wird auch die Forderbewilligung der KfW, nach
den Kriterien des Effizienzhaus 70-Standards
anerkannt.

e alternativ zu den oben aufgefihrten Punkten
wird auch das RAL-Giitezeichen Niedrigener-
gie-Bauweise als  Nachweis  anerkannt
(www.guetezeichen-neh.de).

e Nachweise (iber die Einhaltung der Kriterien
nach Passivhausstandard gemaB 6.10;

6.5 Neuanschluss an die Fernwdrme (bei
Bestands- und Neubauten)

Gefordert wird der Neuanschluss an die Fernwar-
me bei Bestands- und Neubauten. Die Forderung
ist ausgeschlossen, wenn ein bestandskraftiger
Bebauungsplan fir das Gebaude einen Anschluss
an das Fernwarmenetz vorschreibt.

Die Forderung betragt nach der Anschluss-War-
meleistung fiir Warmeiibergabestationen und
Hausanschliisse:

* bis 25 kW € 2.500
e (ber 25 bis 50 kW €1.750
e (ber 50 kW € 1.500

Sofern ein Baukostenzuschuss fiir groBere Ent-
fernungen vom Netz zur Ubergabestation ange-
setzt wird, erhoht sich die Férdersumme

e fiir Entfernungen von lber

10 bis 25 Meter: um € 500
e flir Entfernungen von
liber 25 Meter: um € 1.000

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufigen: )

e Nachweis Entfernung Netz/Ubergabestation
bei Entfernungen > 10 Meter.

Fur die Bewilligung und Auszahlung der Forder-
mittel sind die Kopie(n) der vollstandigen Rech-
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nung(en) zur Herstellung des Hausanschlusses
und dem Einbau der Fernwarmelibergabestation
vorzulegen. Dabei muss die Nennleistung des
Hausanschlusses und der Fernwarmelbergabe-
station belegt werden.

Es kann pro Antragsberechtigter bzw. Antragsbe-
rechtigten und Jahr nur ein Antrag fiir ein Objekt
gestellt werden.

6.6 Technischen Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie (bei Bestands- und Neu-
bauten)

6.6.1 Thermische Solaranlagen

Allgemeine Fordervoraussetzungen

Gefordert wird der Einbau thermischer Solaranla-
gen zur Warmwasserbereitung und zur Heizungs-
unterstiitzung.  Solaranlagen die ganz der
Schwimmbadwasser-Heizung dienen, sind von
der Forderung ausgeschlossen.

Es wird der Neueinbau folgender Komponenten
vorausgesetzt: Kollektoren; Solarkreis einschlieB-
lich Solarstation und Regelung sowie von der
Solaranlage beladenen Warmwasser-, Puffer-
oder Kombispeicher. Fiir Solaranlagen, bei denen
eine oder mehrere dieser Komponenten bei
Antragstellung bereits eingebaut bzw. deren Ein-
bau beauftragt waren oder die teilweise der
Schwimmbadheizung dienen, verringern sich die
nachfolgend genannten Fordersatze bzw. der
Pauschalbetrag je um 20%. Bestehende Anlagen
werden nicht nachtraglich gefordert.

Es werden nur Kollektoren gefordert, fiir die von
einer anerkannten DIN-Prifstelle die Einhaltung
der Anforderungen nach DIN 4757-3/4 bzw. DIN
EN 12975 nachgewiesen wurde und die ein aktu-
ell giiltiges Priifzeichen Solar Keymark tragen.

Mindestanforderung fiir Anlagen zur Warmwas-

serbereitung:

Der solare Mindestdeckungsanteil betragt minde-

stens:

e Gebdude mit 1 u. 2 Wohneinheiten (WE)
/Nutzungseinheiten ( NE) 50%

e Gebaude ab 3 WE/NE 30%

e Gebaude ab 6 WE/NE 20%

jeweils bezogen auf den nachgewiesenen bzw.

iber die Bewohnerzahl/Nutzerzahl oder die

Wohnflache/Nutzflache ermittelten Nutzenergie-

bedarf zur Warmwasserbereitung.

Zusétzliche Mindestanforderung  fiir Anlagen
zur Warmwasserbereitung mit Heizungsunter-
stitzung:

Der solare Deckungsanteil betragt mindestens:

o fiir alle Gebaudetypen: 8%

bezogen auf den nachgewiesenen bzw. liber die
Bewohnerzahl/Nutzerzahl oder die Wohnflache/
Nutzfliche ermittelten Nutzenergiebedarf zur
Beheizung des Gebaudes.

Hinweis zu 6.6.1.1 und 6.6.1.2:

Die Berechnungen zu den solaren Mindestdek-
kungsanteilen sind durch computergestiitzte
Berechnung mit einem Simulations- oder Ausle-
gungsprogramm (z.B. T-Sol, GetSolar, F-Chart,
0.4.) mit zahlenmaBiger Angabe der Monatssum-
men (in Kilowattstunden) des Warmeertrages der
Solaranlage zu belegen.

Bei Anlagen mit Heizungsunterstiitzung gilt: Fiir
die Monate Juni, Juli und August werden nur die

der Warmwasserbereitung zurechenbaren War-
meertrage angerechnet, fiir ,Heizung" ausgewie-
sene Warmeertrage bleiben in diesen Monaten
unberiicksichtigt.

6.6.1.1 Solarthermie-Anlage zur Warmwas-
serbereitung

Die Forderung betragt:

fiir Gebaude mit 1 und 2 WE/NE

€ 1.000 pro Gebaude und Anlage

fiir alle anderen Gebaudetypen € 150 pro m? fiir
die ersten 20 m2 Absorberflache

€ 100,- fir jeden m? (iber 20 m?2 Absorberflache

Sofern Vakuumrohrenkollektoren verwendet wer-
den, erhoht sich die Férdersumme pauschal um
25 Prozent. Der maximale Fordersatz betragt
20 % der Brutto-Investitionskosten.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e die letzte Abrechnung des Energieversorgers;

e Nachweis Nutzenergiebedarf fiir die Warm-
wasserbereitung (Qw);

e Berechnung zum solaren Deckungsanteil fiir
den nachgewiesenen Nutzenergiebedarf fiir
die Warmwasserzubereitung (Qw);

e Nachweis iiber die Ausstattung der Solaranla-
ge mit einem Warmemengenzahler oder Funk-
tionskontrollgerat, bzw. entsprechenden in
das Regelgerat integrierten Funktionen.

6.6.1.2 Solarthermie-Anlage zur Warmwas-
serbereitung mit Heizungsunterstiit-
zung

Die Forderung betragt:

fiir alle Gebaudetypen

€ 200 pro m? fir die ersten 20 m2 Absorber-
flache

€ 120 fiir jeden m? liber 20 m2 Absorberflache

Sofern Vakuumrohrenkollektoren verwendet wer-
den, erhoht sich die Férdersumme pauschal um
25 Prozent. Der maximale Fordersatz betragt
20% der Brutto-Investitionskosten.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Alle Unterlagen nach Punkt 6.6.1.1;

e Nachweis Nutzenergiebedarf zur Beheizung
des Gebaudes (Qh - Heizenergiebedarf);

e Berechnung zum solaren Mindestdeckungsan-
teil von 8% des nachgewiesenen jahrlichen
Heizenergiebedarfs Qh;

e Bei Bestandsbauten: Angaben zur beheizten
Wohnflache/Nutzflache, Anzahl der Hausbe-
wohnerinnen/Nutzerinnen und Hausbewoh-
ner/Nutzer, Baujahr des Hauses und des
Heizkessels; Endenergieverbrauch (zu bele-
gen mit Gas-, Olrechnung o0.a., Kopien der
Geschossgrundrisse, sowie ggf. Nachweis
liber WarmeschutzmaBnahmen, deren Ein-
spareffekte noch nicht in die beigelegten
Brennstoffrechnungen eingegangen sind, oder
ein bedarfsorientierter Energieausweis);

o Bei Neubauten: Kopie des Energiebedarfsaus-
weises nach §16 EnEV.

6.6.2 Photovoltaik-Anlagen
Gefordert wird die Neuinstallation von Photovol-
taik (PV)- Anlagen mit einer installierten Leistung

bis 30 Kilowattpeak (kWp).

Es werden nur PV-Module gefordert, fiir die von

einer anerkannten Prifstelle die Einhaltung der
Mindestanforderungen nach IEC 61215/EN
61215 bzw. IEC 61646/EN 61646 und SLK II/EN
61140 bestatigt werden.

Die Forderung setzt die Einhaltung der techni-
schen Vorgaben nach § 9 EEG 2014 voraus
(Schnittstelle zur ferngesteuerten Reduzierung
der Einspeiseleistung im Fall einer Netzwerkiiber-
lastung, Schnittstelle zur Abrufung der Ist-Einspei-
seleistung, Vorrichtung zur Begrenzung der maxi-
malen Wirkleistungseinspeisung auf 70 Prozent
der installierten Leistung) sowie den Nachweis
liber eine messtechnische Einrichtung zur Erfas-
sung des insgesamt erzeugten und des eigenver-
brauchten Solarstroms.

Die Forderung betragt:

e fiir Anlagen bis 10 kWp: pauschal € 500;

e fiir Anlagen groBer 10 bis 30 kWp: 7,5 % der
anrechenbaren Brutto-nvestitionskosten.

Dem Forderantrag sind zuséatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Nachweis iiber die installierte Leistung und die
Einspeiseleistung der PV- Anlage

e Nachweis Uber die Ausstattung der PV- Anlage
mit den unter Abs. 3 genannten technischen
Komponenten

Fiir die Bewilligung und Auszahlung der Forder-
mittel sind die ordnungsgemaBe, sichere Installa-
tion der PV- Anlage gemaB giiltiger Normen und
Regelwerke und die ordnungsgemaBe sichere
Inbetriebnahme durch ein geeignetes Fachunter-
nehmen zu bescheinigen.

Alternativ wird der so genannte ,PV-Anlagenpass”
als Nachweis anerkannt. (http://www.photovol-
taik-anlagenpass.de/)

6.6.3 Speichersystemen fiir Photovoltaik-
Anlagen

Gefordert wird die Neuinstallation von stationaren

Batteriespeichersystemen in  Kombination mit

erstmalig errichteten und bestehenden PV- Anla-

gen, welche nach dem 31.12.2012 in Betrieb
genommen wurden.

Forderfahig sind Speichersysteme auf Basis von

Lithium- lonen- Batterien, welche in Verbindung

mit PV- Anlagen installiert werden, deren installier-

te Leistung < 30 kWp und deren maximale Ein-
speiseleistung am Netzanschlusspunkt < 60 %
der installierten Leistung betragt. Die Forderung
setzt das Vorhandensein folgender technischer

Komponenten voraus:

e Schnittstelle zur ferngesteuerten Reduzierung
der Einspeiseleistung im Fall einer Netzwerk-
lberlastung gemaB EEG;

e Energiezahler zur Erfassung relevanter Mess-
groBen;

e Batteriewechselrichter bei elektrischer Einbin-
dung des Speichersystems nach dem Wech-
selrichter der Solaranlage (AC- Kopplung).

Die Forderung betragt:

e 20 % der anrechenbaren Brutto- Investitions-
kosten fiir den Einbau eines Batteriespeicher-
systems (einschlieBlich Geratekosten). Fir
jede bestehende und erstmalig errichtete PV-
Anlage ist die Anzahl der forderfahigen Batte-
riespeichersysteme auf ein Speichersystem
begrenzt.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Nachweis Uber die installierte Leistung und die
Einspeiseleistung der PV- Anlage
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e Nachweis iber die Ausstattung der PV- Anlage
mit den oben genannten technischen Kompo-
nenten

e Nachweis Uber die elektrische Einbindung des
Speichersystems (AC- bzw. DC- Kopplung)

e Technisches Datenblatt mit Kennzahlen zur
Technologie, Nennkapazitat, Entladetiefe und
kalendarischer Lebensdauer der Batterie(n);

e Nachweis (Herstellererklarung) (iber eine Zeit-
wertersatzgarantie fiir einen Zeitraum von 7
Jahren fiir die Batterie(n)

Fir die Bewilligung und Auszahlung der Forder-
mittel sind die ordnungsgemaBe, sichere Installa-
tion des Batteriespeichersystems sowie der PV-
Anlage bei Neuinstallation gemaB giiltiger Nor-
men und Regelwerke und die ordnungsgemabBe
sichere Inbetriebnahme durch ein geeignetes
Fachunternehmen zu bescheinigen.

Alternativ wird der so genannte ,PV-Speicher-
pass” als Nachweis anerkannt.
(http://www.photovoltaik-anlagenpass.de/)

6.7 Liiftungsanlagen mit Warmeriickgewin-
nung (bei Bestands- und Neubauten)

Zum Zweck der kontrollierten (Wohn-)Raumliif-
tung werden zentrale und dezentrale Liftungsan-
lagen mit einem Warmeriickgewinnungsgrad gro-
Ber 80 Prozent gefordert.

Die Forderung betragt:

e fiir dezentrale Liiftungsanlagen 15 % der Brut-
to-Geratekosten

o fiir zentrale Liftungsanlagen in Gebauden mit
1 und 2 Nutzungseinheiten pauschal
€ 1.200 und fiir alle anderen Gebaudetypen
€ 800 pro Nutzungseinheit

Dem Forderantrag sind zuséatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Nachweis  Warmeriickgewinnung
> 80 %;

¢ Nachweis, dass die Liiftungsgerate eine Zulas-
sung des Deutschen Instituts fiir Bautechnik
(DIBt) erhalten haben. Alternativ wird eine Zer-
tifizierung als passivhausgeeignete Kompo-
nente durch das Passivhaus-nstitut Darmstadt
anerkannt.

e Nachweis, dass das Eigengerausch des
Gerats im Schlafbereich unter 30 dB(A) liegt.
¢ Nachweis, dass die Liiftungsanlage nach den
anerkannten Regeln der Technik geplant und
ausgefihrt wird (DIN 1946-6, VDI 6022,

EnEV).

(WRG)

6.8 MaBnahmen zur rationellen Warmeer-
zeugung bei Bestands- und Neubauten

Gefordert wird der erstmalige Einbau von warme-
gefiihrten Blockheizkraftanlagen, von Holzpellet-
Feuerung fiir Zentral- und KWK-Anlagen und von
Warmepumpen (Geothermie).

Die Forderung ist jeweils grundsatzlich ausge-

schlossen

— bei Anlagen in Gebauden, die an die Nah-/ oder
Fernwarmeversorgung angeschlossen sind
oder werden sollen oder

— wenn das Objekt in den gemaB der der Richtli-
nie als Anhang beigefiigten Karte vorgesehe-
nen Fernwarme-Ausbaugebieten liegt.

Anlagen die ganz der Schwimmbadwasser-Hei-
zung dienen, sind von der Forderung ebenfalls
ausgeschlossen. Bei Anlagen, die teilweise der
Schwimmbadwasser-Heizung dienen, verringern

sich die nachfolgend genannten Fordersatze bzw.
Pauschalbetrage je um 20 %.

Fiir KWK-Anlagen nach Punkt 6.8.1 und 6.8.2 gilt:
Die MaBnahme wird nur geférdert, wenn der
erzeugte Strom bzw. die daraus resultierende
Einspeisevergitung den Bewohnerinnen und
Bewohnern des Gebaudes zu Gute kommt.

6.8.1 Kraft-Warme-Kopplung

Gefordert wird der erstmalige Einbau von warme-
gefiihrten Blockheizkraftanlagen (einschl. Spit-
zenlastkessel), deren Gesamtwirkungsgrad (elek-
trisch und thermisch, bezogen auf den Brennstof-
feinsatz) mindestens 85% betragt. Wenn die in
der KWK- Anlage erzeugte Warme zu mehr als
70% fiir die Bereitstellung von Raumwarme
genutzt wird, so darf der maximale spezifische
Warmebedarf des Gebaudes 160 kWh/m?a (ohne
Warmwasserbereitung) nicht iibersteigen.

Die Forderung betragt pro Anlage nach der instal-
lierten elektrischen Nennleistung,
e bis max. Leistung 4 kW,

€ 1.500 pro kW,
e (iber 4 kWel bis 6 kW,

€ 6.000 + € 1.000 pro kWel liber 4 kW,
e iiber 6 kW, bis 12 kW,

€ 8.000 + € 300 pro kWel tiber 6 kWel
e (ber 12 kW, bis 25 kW,

€ 9.800 + € 150 pro kW, tiber 12 kW,
e iiber 25 kW, bis 50 kW,

€ 11.750 + € 75 pro kW, iber 25 kW,

Dem Forderantrag sind zusétzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Nachweis des spezifischen Warmebedarfs
des Gebaudes oder alternativ die Vorlage
eines Energiebedarfsausweises (Ausweisaus-
stellung auf Grundlage des berechneten Ener-
giebedarfs) fur das Gebaude;

e Berechnung der Energieeinsparung (z.B. Pri-
marenergieeinsparung oder jahrliche Erzeu-
gung thermischer und elektrischer Energie
der Anlage im konkreten Anwendungsfall, mit
Angabe des zugehorigen Endenergiever-
brauchs der Anlage, Gegeniiberstellung ,Alt-
Neu");

Fiir den Fall, dass ein/e Contractor/in den Antrag

im Auftrag der Eigentlimerin, des Eigentiimers

oder der Eigentlimergemeinschaft stellt bzw.

diese einen Antrag auf die Forderung eines Block-
heizkraftwerkes (BHKW) mit Contracting stellen,
sind zusatzlich folgende Unterlagen einzureichen:

e Contracting-Vertragsentwurf;

e Nachweis Stromnutzung durch Bewohnerin-
nen/Nutzerinnen und Bewohner/Nutzer
bzw. Vergiitung fiir die Eigentimerin, den
Eigentiimer oder die Eigentimergemeinschaft.

6.8.2 Holzpellet-Feuerung fiir Zentralhei-
zungs- und KWK-Anlagen mit und
ohne solarthermische Anlagen

Gefordert wird der erstmalige Einbau von auto-
matisch beschickten Anlagen zur Verfeuerung
von Holzpellets als Warmeerzeuger fiir Zentral-
heizungs- und Kraft-Warme-Kopplungsanlagen
bis einschlieBlich 50 kW, die mit dem ,Blauen
Engel* RAL-UZ 112 ausgezeichnet sind. Die
Feuerungsanlagen miissen mit einem Feinstaubfil-
ter ausgestattet sein. Wird mit der Holzpellet-
Feuerung gleichzeitig eine thermische Solar-
anlage eingebaut, wird dies mit einem Bonus
honoriert.

Die Forderung ist ausgeschlossen bei gebrauch-
ten Anlagen, Eigenbauanlagen und Prototypen.

6.8.2.1 Holzpellet-Feuerung fiir Zentralhei-
zungs- und KWK-Anlagen

Die Forderung betragt

e £ 40 je kW installierter Nennwarmeleistung
und wird bis zu einer Nennwarmeleistung von
€ 250 kW gewahrt;

e Die Mindestforderung betragt € 1.200 je
Anlage.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufligen:

e Nachweis der automatischen Ziindung

e Nachweis der Ausstattung mit Leistungs- und
Feuerungsregelung

e Nachweis Feinstaubfilter. Alternativ. muss
nachgewiesen werden, dass die Feinstaub-
emissionen von < 5 mg/m?3 erreicht werden.

e Nachweis der Auszeichnung mit dem ,Blauen
Engel“ RAL-UZ 112.

Fur die Bewilligung und Auszahlung der Forder-
mittel ist flir Holzpellet-Feuerungen, bei denen
nach der Ersten Bundesdmmisionsschutzverord-
nung (1. BImSchV) Messpflicht besteht, eine
Kopie des Protokolls aus der Erstmessung nach
1. BImSchV einzureichen.

6.8.2.2 Bonus fiir Solarthermie-Holzpellet-
Kombination

Gefordert wird der gleichzeitige Einbau einer
Holzpellet-Feuerung mit einer thermischen Solar-
anlage.

Der Bonus betragt
e pauschal € 500 je Gebaude fiir alle Gebaude-
arten.

Sowohl die Holzpellet- als auch die Solaranlage
miissen den Fordervoraussetzungen des Forder-
programms ,Klimafreundliches Wohnen und
Arbeiten in Diisseldorf‘ geniigen.

Dem Antrag sind zusatzlich die Unterlagen
gemaB Punkt 6.6.1 und Punkt 6.8.2.1 beizufii-
gen.

6.8.3 Forderung von Warmepumpen

Zur Nutzung der Warmepotenziale durch oberfla-
chennahe Geothermie werden Sole-Warmepum-
pen mit einer maximalen Bohrtiefe von 70 Metern
gefordert. Es werden nur Sole-Warmepumpen in
Gebieten mit ausreichendem Warmepotenzial
gefordert (Beurteilung auf Basis des geother-
mischenr Potenzials, vgl. Karte der geother-
mischen Ergiebigkeit des Geologischen
Dienstes NRW, www.duesseldorf.de/ um-
weltamt/boden/geothermie.shtml). Der maxi-
male spezifische Warmebedarf des Gebaudes
darf 120 kWh/mZ2a (ohne Warmwasserbereitung)
nicht iibersteigen.

Fur die Forderung von Wasser-Wasser-Warme-
pumpen erfolgt eine Einzelfallentscheidung, die
von der Genehmigung der Unteren Umweltschutz-
behorde abhangt.

Sole-Warmepumpen mit Erdkollektoren sind von
der Forderung ausgeschlossen.

Die Forderung betragt:
pro Anlage nach der installierten Nennwarmelei-
stung:
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o bis 25 kW € 2.000
o (iber 25 bis 50 kW € 2.500
e (iber 50 kW € 3.000

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizufiigen:

e Nachweis der Jahresarbeitszahl JAZ > 4 bei
elektrische Warmepumpen;

e Nachweis der Jahresarbeitszahl JAZ > 1,5 bei
gasbetriebene Warmepumpen;

e Genehmigung der Unteren Umweltschutzbe-
horde;

e Nachweis (iber die maximalen Bohrtiefe;

e Nachweis des Coefficient of Performance
(COP)-Wertes gemaB den Vorgaben des Bun-
desamtes fiir Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA);

e Nachweis des spezifischen Warmebedarfs
des Gebaudes oder alternativ die Vorlage
eines Energiebedarfsausweises fir das Ge-
baude;

e Berechnung der Energieeinsparung.

6.9 Innovative = SondermaBnahmen
Bestands- und Neubauten)

(bei

SondermaBnahmen konnen im Einzelfall gefor-
dert werden, wenn damit ein hohes MaB an Ener-
gieeinsparung verwirklicht werden kann. Hierun-
ter fallt z.B. der Einbau von transparenter Warme-
dammung, oder die Umsetzung innovativer Ener-
giekonzepte (z.B. Anlagen mit Langzeitspei-
chern). Zur Ermittlung der Fordersumme ist eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung von Kosten und
Ertragen sowie eine aussagefahige Beschreibung
vorzulegen.

Die Fordersumme wird in Anlehnung an vergleich-
bare Fordersatze des jeweiligen Programms
ermittelt, zu dem der Forderantrag zuzuordnen
ist.

Dem Forderantrag sind zusatzlich folgende Unter-

lagen beizuftugen:

e Berechnung und Beschreibung von Kosten
und Ertragen der MaBnahme.

6.10 Passivhauser (bei Neubauten)

Gefordert werden Gebaude in Passivhausbauwei-
se, deren Heizwarmebedarf einen Wert von 15
kWh/(m?a) nicht iiberschreitet.

Die Forderung betragt:

e € 40 je Quadratmeter Wohn- bzw. beheizte
Nutzflache, maximal € 4.000 je Nutzungs-
einheit.

e Die Durchfiihrung des geforderten Blower-
Door-Tests zur Feststellung der Iluftdichten
Ausflihrung wird mit € 100 je Nutzungsein-
heit gefordert.

e Die maximale Fordersumme fiir den Blower-
Door-Test liegt je Antrag auf Passivhaus-Forde-
rung bei € 1.500.

Dem Forderantrag sind zuséatzlich folgende Unter-

lagen beizuftugen:

¢ Nachweis(e) iber die Warmeleitfahigkeitsgrup-
pe(n) der Dammstoffe;

e Kopie des Bauplans, Berechnung der Bauteil-
flachen und des Gebaudevolumens.

e Berechnung des Energiekennwertes Heizwar-
me nach der europaischen Norm EN 832
oder einem gleichwertigen auf dieser Norm
basierenden Verfahren, Berechnungen zum
Endenergiebedarf (Heizung und Warmwasser)
oder Primarenergiebedarf (Heizung, Warm-

wasser, Strom inklusive der Berechnung(en)
der Warmedurchgangszahl(en) (= U-Werte der
Bauteile).

e Alternativ zu den oben aufgefiihrten Punkten
wird auch der Bewilligungsbescheid iber Kfw-
Fordermittel Passivhaus oder die Passiv-
haus-Projektierungspaket (PHPP)-Zertifizie-
rung des Passivhaus Instituts Darmstadt aner-
kannt.

Fir die Bewilligung und Auszahlung der Forder-
mittel sind darliber hinaus folgende Unterlagen
vorzulegen:

e Nachweis (iber die ausreichende Luftdichtig-
keit des fertigen Gebaudes (n50-(Druckdiffe-
renz)- Kennwert 0,6 1/h) durch ein geeignetes
Ingenieurbliro mittels Blower-Door-Test.

e Bestatigung der ausfiihrenden Firma oder
eines Ingenieurbiiros iiber die Ausfiihrung
nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik.

7. Vorhabensbeginn

Die MaBnahmen dirfen erst nach erfolgter
Antragstellung und nach Bekanntgabe der Forder-
nummer in Auftrag gegeben werden.

MaBnahmen, die bereits vor erfolgter Antragstel-
lung und Bekanntgabe der Fordernummer (=regi-
strierter Eingang, Priifung und Feststellung der
Forderfahigkeit beim Umweltamt der Stadt Dis-
seldorf) in Auftrag gegeben wurden, werden nicht
gefordert. Ausgenommen hiervon sind Thermo-
grafiegutachten (siehe Punkt 6.1). Diese konnen
ausnahmsweise nach Abschluss des Vorhabens,
jedoch spatestens 6 Monate nach Erstellung der
Thermogramme beantragt und geférdert werden.

Im Ausnahmefall kann auf schriftlichen Antrag ein
vorzeitiger, forderunschadlicher MaBnahmenbe-
ginn genehmigt werden. Aus einer solchen
Genehmigung ist kein Anspruch auf eine spatere
Bewilligung einer Forderung abzuleiten.

Die Planung, Beratung und Bearbeitung des Bau-
genehmigungsantrags, von Bodenuntersuchun-
gen und Grunderwerb gelten dabei nicht als
Beginn der MaBnahme.

8. Bewilligung und Auszahlung sowie Aus-
schlussfrist

MaBgebend fiir die Hohe der Zuschiisse sind die
Angaben in den technischen Beschreibungen
sowie in den Kostenvoranschlagen und in der
Abschlussrechnung. Bei nicht nachvollziehbaren
Abweichungen der Abschlussrechnung vom
Kosten-voranschlag, erfolgt eine erneute Uber-
prifung der Antragsunterlagen. Im Ergebnis kann
dieses zu einer veranderten Forderhdhe fiihren.
Die Forderhochstgrenze ist auf maximal 50.000
Euro pro Antragsteller und Jahr festgesetzt.

Die Bestimmung der Forderhohe wird erst nach
dem vollstandigen Abschluss der Arbeiten vorge-
nommen. Uber den Zuschuss wird ein formlicher
Bewilligungsbescheid erteilt.

Nach dem vollstandigen Abschluss der Arbeiten
ist das Formular zur Beantragung der Auszahlung
mit einer Kopie der Schlussrechnung und den im
Einzelnen geforderten Bestatigungen iiber die
Einhaltung der Anforderungen beim Umweltamt
der Stadt Diisseldorf einzureichen. Aus der
Schlussrechnung muss das Datum der Auftrag-
serteilung, sowie der Ausflihrungszeitraum er-
kennbar sein.

Nach positiver Priifung der MaBnahme in Hin-
blick darauf, dass diese entsprechend den
Anforderungen dieser Richtlinie und den ggf. im
Einzelfall festgelegten technischen Vorgaben
durchgefiihrt wurde, wird der Forderbetrag bewil-
ligt und ausbezahlt.

Die mit diesen Zuschiissen gedeckten Kosten
durfen nicht mietwirksam umgelegt werden.

Die Forderung aus dem Forderprogramm ,Klima-
freundliches Wohnen und Arbeiten in Dissel
dorf* ist auf maximal 50 % der Gesamtkosten
einer MaBnahme begrenzt.

Eine Kumulierbarkeit mit anderen Forder- und
Zuschussprogrammen ist moglich, sofern da-
durch nicht die maximale Forderhohe von 50%
der Gesamtkosten iiberschritten wird. In den
Antragsformularen ist anzugeben, ob andere For-
dermittel in Anspruch genommen werden.

Die Abruffrist der Fordermittel betragt 18 Monate
nach Bekanntgabe der Fordernummer. Fristbe-
ginn ist die Bekanntgabe des Schreibens zur
Feststellung der Forderfahigkeit und Zuteilung
der Férdernummer. Danach ist der Anspruch aus-
geschlossen. Im Ausnahmefall kann auf schriftli-
chen Antrag eine Fristverlangerung gewahrt wer-
den.

9. Erstattung der Fordermittel

Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller ist ver-
pflichtet, gewahrte Fordermittel zurlickzuzahlen,
wenn von ihr bzw. ihm fir dieselbe MaBnahme
eine Forderung nach anderen Zuschuss-Program-
men in Anspruch genommen wird, die dadurch
die maximale Forderhohe von 50% der Gesamt-
kosten lberschreitet. Kreditprogramme und steu-
erliche Abschreibungsmaoglichkeiten konnen mit
dem Forderprogramm ,Klimafreundliches Woh-
nen und Arbeiten in Diisseldorf‘ kombiniert wer-
den.

Die Fordermittel werden mit Verzinsung zurlickge-
fordert, wenn die Zuwendung durch unrichtige
oder unvollstandige Angaben erwirkt wurde. Der
Erstattungsanspruch der Stadt Diisseldorf ist
mit seiner Entstehung fallig und von diesem Zeit-
punkt verzinst nach § 49a VwVfG NRW (Verwal-
tungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen) zu
erstatten.

10. Ausschluss des Rechtsanspruchs

Bei dem Forderprogramm ,Klimafreundliches
Wohnen und Arbeiten in Disseldorf* handelt es
sich um eine freiwillige Leistung der Landeshaupt-
stadt Disseldorf. Ein Rechtsanspruch auf Bewilli-
gung von Zuschussen besteht daher nicht. Die
Zuteilung erfolgt im Rahmen der haushaltsrecht-
lich zur Verfugung stehenden Mittel in der Reihen-
folge des Eingangs der vollstandigen priifungs-
fahigen Antrage (einschlieBlich der zum Nachweis
der richtlinienkonformen Fertigstellung der MaB-
nahmen geforderten Belege). Bei einer gravieren-
den Anderung der Finanzlage ist die Stadt berech-
tigt, das Forderprogramm zu stoppen und keine
Forderzusagen mehr zu erteilen. Dies ist anzu-
nehmen, wenn die Anderung der Finanzlage zu
einer haushaltswirtschaftlichen Sperre oder zu
einem Haushaltssicherungskonzept in  dem
betreffenden Jahr fihrt oder gefihrt hat.

Fortsetzung auf Seite 12
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11. Inkrafttreten und Anwendbarkeit der Sie ist fiir die ab dem 15.06.2015 eingegange- Die allgemeinen Férderrichtlinien der Stadt Diis-
Forderrichtlinie nen Antrage anzuwenden. seldorf gelten im Ubrigen, soweit diese Richtlinie
) nicht etwas anderes bestimmt.
Diese Forderrichtlinie tritt am 15.06.2015 in  Anderungen kénnen jederzeit durch den Rat der
Kraft. Stadt Diisseldorf beschlossen werden.

Anlage zur Forderrichtlinie

R
"-’;\7

=Y

Umrandeter Bereich innerhalb des Stadtgebietes: Zur ErschlieBung durch Fernwarme vorgesehen

© © 0 0 000 0000000000000 0000000000000 0000000000000 00000000000 000000000000 0000000000000 00

IHR GANZ PERSONLICHER OPERN- UND BALLETTSPIELPLAN PCH Ts

DIE ACHTERKARTE DER DEUTSCHEN OPER AM RHEIN

Was Sie wiinschen, wann Sie Zeit haben: Mit der Achterkarte der Deutschen Oper am Rhein erhalten Sie
acht Gutscheine - Sie kommen achtmal allein, viermal zu zweit oder zweimal zu viert ins Opernhaus Diisseldorf.
Erhaltlich schon ab 108,00 € fiir Thre Opern- und Ballettwunschvorstellungen der gesamten Spielzeit*!

INFOS & BUCHUNG Tel. 0211.13 37 37 - www.operamrhein.de 4,
* Premieren, Sonderveranstaltungen, Silvester und Gastspiele ausgenommen 4 R T E
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Offentliche Zustellungen

Ordnungsamt:

des Bescheides 5-3270-00-5022-8387-7 SB 118 vom
27.04.2015 an Oedses K van Megchelen, Tilanuspark
1, 6716 EE Ede, Niederlande

des Bescheides 5-3270-00-5022-5462-1 SB 115 vom
21.04.2015 an Don J Hoving, Veenwortelstraat 7,
9521 KD Nieuw-Buinen, Niederlande

des Bescheides 5-3270-00-5013-22119 SB 111 vom
03.11.2014 an Fares Banaouas, Friedrich-Ebert-Damm
40 Stw 3, 22049 Hamburg

des Bescheides 5-3280-00-5031-8449-3 SB 59 vom
28.04.2015 an Elvir Kadric, Lankforst 4530, 6538 JZ
Nijmegen, Niederlande

des Bescheides 5-3270-00-5012-2392-7 SB 120 vom
02.06.2015 an Sidar Rodia, Karl-Stauffer-StraBe 9,
2502 Biel/Bienne, Schweiz

des Bescheides 5-3270-00-5010-7615-0 SB 120 vom
08.04.2015 an Hay, Garry, Dundonald Road 42, GB-
KA1 1RZ Kilmarnock, GroBbritannien

des Bescheides 5-3270-00-5003-4352-0 SB 118 vom
09.09.2014 an Andrei-Teodor Mahu, Independentei Nr.
3 blk8 scC Et2 Ap43, 610082 Piatra Neamt Jud
Neamt, Rumanien

des Bescheides 5-3270-00-5022-4432-4 SB 118 vom
05.05.2015 an Manuel Macedo, Urbanizacao Vale De
Chelas LT EDF S4 B, 1900 Lisboa, Portugal

des Bescheides 5-3270-00-5019-1042-8 SB 114 vom
16.04.2015 an llonka Felicitas Renate Farkas, Kenne-
dydamm 3, 40476 Diisseldorf

des Bescheides 5-3290-00-5003-14586 SB 122 vom
22.05.2015 an Wegen, Jereon, St. Pieterstraat 272,
6464 GH Kerkrade, Niederlande

des Bescheides 5-3290-00-5004-6789-7 SB 124 vom
14.04.2015 an Dariusz Wozniak, Skalarowa 12/18,
85-790 Bydgoszcz, Polen

des Bescheides 5-3270-00-5019-9618-7 SB 122 vom
29.04.2015 an Andriy Tomusyak, Relaksowa 4 M. 109,
20-819 Lublin, Polen

des Bescheides 5-3290-00-5004-5820-0 SB 111 vom
31.03.2015 an Benjamin Ascari, Frohnhofplatz 4,
50858 Kaln

des Bescheides 5-3270-00-5022-6464-3 SB 113 vom
22.04.2015 an Stefan Dirma, BismarckstraBe 11,
63065 Offenbach

des Bescheides 5-3290-00-5004-9296-4 SB 113 vom
24.04.2015 an Daniel Johannes Dahm, QuirinstraBe 3,
40545 Diisseldorf

des Bescheides 5-3270-00-5023-4197-4 SB 118 vom
18.05.2015 an Ante Mijak, Dahlener StraBe 395,
41239 Monchengladbach

des Bescheides 5-3270-00-5014-1742-0 SB 122 vom
20.05.2015 an Zozula, Andrejs, Worringer StraBe 1,
40211 Diisseldorf

des Bescheides 5-3270-00-5022-19885 SB 61 vom
01.06.2015 an Nathan Dear, Busshtone lane, Aslow,
DE13 9QL Burton-On-Trent, GroBbritannien

des Bescheides 5-3270-00-5022-9217-5 SB 55 vom
21.04.2015 an Gheorghe-Razvan Radu, Westkotter
StraBe 74, 42277 Wuppertal

des Bescheides 5-3270-00-5024-6847-8 SB 65 vom
21.05.2015 an Francesco Di Fraia, RathelbeckstraBe
354, 40627 Diisseldorf

des Bescheides 5-3270-00-5024-15552 SB 2 vom
26.05.2015 an Jamie Hughes, 5 Olympia Place Great
Sankey, WAS 8 Warrington, GroBbritannien

des Bescheides 5-3270-00-5022-1479-4 SB 18 vom
06.05.2015 an Petrus-Vasile Lazar, Enscheder StraBe
20, 44145 Dortmund

des Bescheides 5-3290-00-5005-0326-3 SB 09 vom
04.05.2015 an Mehtap Karaca, Eifeler StraBe 10,

40227 Diisseldorf

des Bescheides 5-3270-0051380 SB 08 vom
22.04.2015 an Robert Grozawu, Stirbei Voda 132,
00000 Jud. Vilcea, Ruméanien

des Bescheides 5-3290-00-5003-9480-6 SB 10 vom
30.04.2015 an Artur Marcinkowski, Bochumer StraBe
225, 45661 Recklinghausen

des Bescheides 5-3270-00-5022-0920-0 SB 18 vom
13.05.2015 an Florin Potoroaca, Commerstrae 28,
50126 Bergheim

des Bescheides 5-3290-00-5004-7834-1 SB 57 vom
05.05.2015 an Siraj Aldin Jameel Hussein, EllerstraBe
97, 40227 Diisseldorf

des Bescheides 5-3270-00-5022-57850 SB 64 vom
18.05.2015 an Maricel-Gabriel Jalba Bornheimer Stra-
Be 101, 53119 Bonn

des Bescheides 5-3270-00-5022-15235 SB 55 vom
20.05.2015 an Mang Yue, Erzberger StraBe 158-160,
41061 Monchengladbach

des Bescheides 5-3270-00-5023-2973-7 SB 53 vom
19.05.2015 an Mohammod Ali, 41 Mayefield Road,
CR7 6DN Thornton Heath, GroBbritannien

des Bescheides 5-3290-00-5004-9598-0 SB 23 vom
05.05.2015 an Thomas Raschen, BismarckstraBe 69,
40210 Diisseldorf

des Bescheides 5-3290-00-5002-4233-0 SB 115 vom
27.04.2015 an Jan Oscar Hahn, Breierspfad 200,
44309 Dortmund

Der Bescheid kann beim Ordnungsamt der Landes-
hauptstadt Diisseldorf, Erkrather Str 1-3, 40233 Dis-
seldorf, Zimmer 110 eingesehen, bzw. in Empfang
genommen werden.

Mit der offentlichen Zustellung werden Fristen in Gang

gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen
konnen.

Offentliche Sitzungen

Haupt- und Finanzausschuss
Montag, 15. Juni, 15 Uhr

Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal
Schriftfiihrerin: Dr. Charlotte Beissel,
Tel: 89-99890

Bezirksvertretung 3

Dienstag 16. Juni, 17 Uhr
Biirgersaal im Stadtteilzentrum Bilk,
BachstraBe 145, 1. Etage
Schriftfiihrer: Andreas Hauswirth,
Tel: 89-93071

Ausschuss fiir die Gleichstellung von
Frauen und Mannern

Dienstag, 16. Juni, 15 Uhr

Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal
Schriftfiihrerin: Silke Laqua, Tel: 89-93604

Integrationsrat

Mittwoch, 17. Juni, 16 Uhr

Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal
Schriftfiihrerin: Claudia Westhoff,

Tel: 89-93527

Jugendrat

Donnerstag, 18. Juni, 18 Uhr

Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal
Schriftflihrerin: Anique Penner,

Tel: 89-95062

Kulturausschuss

Donnerstag, 18. Juni 2015, 16.30 Uhr
Burgplatz, Sitzungssaal 2. 0G, Raum 206,
Burgplatz 1

Schriftfiihrer: Bernhard Zimmermann,

Tel: 8996114

Personal- und Organisationsausschuss
Donnerstag, 18. Juni, 16 Uhr

Rathaus, Marktplatz 2,

1. OG, Sitzungssaal

Schriftfiihrer: Torsten Wolf,

Tel: 89-21488

Ausschuss fiir Umweltschutz
Donnerstag, 18. Juni, 15 Uhr
Rathaus, Marktplatz 1,

EG, Sitzungssaal
Schriftfiihrerin: Antje Wiegand,
Tel: 89-25085

Bezirksvertretung 9

Freitag, 19. Juni, 16 Uhr

Benrather Rathaus, BenrodestraBe 46,
1. OG, Sitzungssaal

Schriftfiihrer: Wolfgang Wirtz,

Tel: 89-97127

Ungiiltigkeits-
erklarung eines
Dienstausweises

Der vom Garten-, Friedhofs- und Forstamt am
27.07.2010 ausgestellte Dienstausweis Nr. 427
von Herrn Stephan Richter ist in Verlust geraten
und wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Der Oberbiirgermeister

Ungiiltigkeits-
erklarung eines
Dienstausweises

Der vom Ordungsamt am 16.10.2013 ausge-
stellte Dienstausweis Nr. 186 von Herrn Stefan
Weuthen ist in Verlust geraten und wird hiermit fiir
ungiiltig erklart.

Der Oberbiirgermeister
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Einladung zur Sitzung der Verbandsversammlung

am Dienstag, dem 23. Juni 2015 um 14:00 Uhr
Sitzungsort: Verwaltung des Zweckverbandes, Kleiner Torfbruch 31

1.5 Entlastung des Verbandsvorstehers 2.3 Vertragsangelegenheiten -  miindlicher

Tagesordnung 1.6 Wirtschaftspriifungsgesellschaft fiir den Jah- Bericht der Geschaftsfiihrung -

" . . resabschluss 2015
1 Offentliche Sitzung 1.7 Sachstandsbericht zu den MaBnahmen zur  Diisseldorf, den 09.06.2015

o Steigerung der Attraktivitat und Sicherheit

1.1 Feststellung der Beschlussfahigkeit
1.2 Anerkennung der Tagesordnung 2 Nichtffentliche Sitzung Ratsherr Rolf Schulte
1.3 Genehmigung der Niederschrift 6 vom Vorsitzender der

01.12.2014 ) 2.1 Anerkennung der Tagesordnung Verbandsversammiung
1.4 Jahresabschluss 2014 und Bericht des Ab- 2 2 Genehmigung der Niederschrift né vom

schlusspriifers zum Jahresabschluss 2014 01.12.2014

zwangsgerdumt wurde.

Halsbandsittich. Mit Disseldorf
verwurzelt seit 2011.

. NEUE
Disseldorf braucht neve Baume. Bitte spenden Sie. www.disseldorf.de BAUME FUR
DUSSELDORF

,Disseldorfer Amtsblatt”, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Diisseldorf. Herausgeber: Der Oberbiirgermeister — Amt fiir Kommunikation - Marktplatz 2, 40213 Diisseldorf. Verant-
wortlich: Kerstin Jackel-Engstfeld. Redaktion und Anzeigen: Markus Schiilke, Telefon 89-93135, Fax: 89-94179, E-Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck
und Vertrieb: Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Ziilpicher Str. 10, 40196 Diisseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jahrlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als
PDF-Datei per E-Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers, Tel. 505-1261 und E-Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr. 16, giiltig ab 01.01.2006.


mailto:marlene.weyers@rbzv.de
http://www.duesseldorf.de
mailto:amtsblatt@duesseldorf.de

	Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 24 vom 13. Juni 2015
	Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen
	Amt für Gebäudemanagement (1)
	Amt für Gebäudemanagement (2)
	Amt für Verkehrsmanagement
	Stadtentwässerungsbetrieb

	Neue Richtlinie – Klimafreundliches Wohnen und Arbeiten in Düsseldorf
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	2.1 Bei Bestandsbauten
	2.2 Bei Bestands- und Neubauten
	2.3 Bei Neubauten
	Zusätzlich gilt für denkmalgeschützte Immobilien
	Zusätzlich gilt für öffentlich geförderten Wohnraum
	Zusätzlich gilt für Umnutzungen

	3. Antragsberechtigung und Antragstellung
	3.1 Antragsberechtigung
	3.2 Antragstellung

	4. Antragsverfahren
	5. Baustoffe
	5.1 Allgemeine Anforderungen
	Ausschluss beim Einsatz bestimmter Materialien/Stoffe

	5.2 Zusätzliche Anforderungen bei der Förderung von Wärmedämmmaßnahmen
	5.2.1 Verwendung umweltfreundlicher Baustoffe
	5.2.2 Baustoffklassen  nach DIN 4102-2 (Brandschutzklassen)
	5.2.3 Zusätzliche 	Materialvoraussetzungen bei der Erneuerung von Fenstern


	6. Fördervoraussetzungen und Förderhöhen
	6.1 Thermografiegutachten (bei Bestandsbauten)
	Mindestanforderungen an die Thermografin bzw. den Thermografen, das Thermografiegutachten und das Beratungsgespräch

	6.2 Wärmedämmung (bei Bestandsbauten)
	6.2.1 Wärmedämmung von Außenwänden, Dächern, Flachdächern, obersten Geschoss- und Kellerdecken sowie Fenstern (bei Bestandsbauten)
	6.2.1.1 Förderhöhe  für die Wärmedämmung der Außenwand
	6.2.1.2 Förderhöhe für die Erneuerung von Fenstern
	6.2.1.3 Förderhöhe  für die Wärmedämmung der Dachflächen
	6.2.1.4 Förderhöhe  für die Wärmedämmung der obersten Geschossdecke
	6.2.1.5 Förderhöhe  für die Wärmedämmung eines Flachdachs
	6.2.1.6 Förderhöhe  für die Wärmedämmung eines Flachdachs in Kombination mit einer Dachbegrünung
	6.2.1.7 Förderhöhe  für die Wärmedämmung der Kellerdecke
	6.2.1.8 Bonus für die gleichzeitige Ausführung von Dämmmaßnahmen Außenwand und Austausch von Fenstern

	6.2.2 Sanierungsmaßnahmen  im Bereich von Baudenkmälern, Gebäuden in Denkmalbereichen, Gebäuden im örtlichen Geltungsbereich einer Erhaltungs- oder Gestaltungssatzung sowie sonstigen, aus denkmalpflegerischer Sicht erhaltenswerten Gebäuden

	6.3 Optimierung von Heizungsanlagen im Bestand (Heizungszentrale und Heizungsnetz bei Bestandsbauten)
	6.3.1 Hydraulischer Abgleich
	6.3.2 Austausch von Heizungsumwälzpumpen einer Heizungszentrale im Bestand
	6.3.3 Austausch von Thermostatventilen und Thermostatköpfen

	6.4 Bonus für energetische Sanierungsprojekte (bei Bestandsbauten)
	6.5 Neuanschluss an die Fernwärme (bei Bestands- und Neubauten)
	6.6 Technischen Anlagen zur Nutzung der Solarenergie (bei Bestands- und Neubauten)
	6.6.1 Thermische Solaranlagen
	Allgemeine Fördervoraussetzungen
	Mindestanforderung für Anlagen zur Warmwasserbereitung
	Zusätzliche Mindestanforderung für Anlagen zur Warmwasserbereitung mit Heizungsunterstützung
	6.6.1.1 Solarthermie-Anlage zur Warmwasserbereitung
	6.6.1.2 Solarthermie-Anlage zur Warmwasserbereitung mit Heizungsunterstützung

	6.6.2 Photovoltaik-Anlagen
	6.6.3 Speichersystemen für Photovoltaik-Anlagen

	6.7 Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung (bei Bestands- und Neubauten)
	6.8 Maßnahmen zur rationellen Wärmeerzeugung bei Bestands- und Neubauten
	6.8.1 Kraft-Wärme-Kopplung
	6.8.2 Holzpellet-Feuerung für Zentralheizungs- und KWK-Anlagen mit und ohne solarthermische Anlagen
	6.8.2.1 Holzpellet-Feuerung für Zentralheizungs- und KWK-Anlagen
	6.8.2.2 Bonus für Solarthermie-Holzpellet-Kombination

	6.8.3 Förderung von Wärmepumpen

	6.9 Innovative 	Sondermaßnahmen (bei Bestands- und Neubauten)
	6.10 Passivhäuser (bei Neubauten)

	7. Vorhabensbeginn
	8. Bewilligung und Auszahlung sowie Ausschlussfrist
	9. Erstattung der Fördermittel
	10. Ausschluss des Rechtsanspruchs
	11. Inkrafttreten und Anwendbarkeit der Förderrichtlinie
	Anlage zur Förderrichtlinie

	Öffentliche Zustellungen
	Ordnungsamt

	Öffentliche Sitzungen
	Haupt- und Finanzausschuss
	Bezirksvertretung 3
	Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern
	Integrationsrat
	Jugendrat
	Kulturausschuss
	Personal- und Organisationsausschuss
	Ausschuss für Umweltschutz
	Bezirksvertretung 9

	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises
	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises
	Einladung zur Sitzung der Verbandsversammlung am Dienstag, dem 23. Juni 2015 um 14:00 Uhr
	Tagesordnung
	1 Öffentliche Sitzung
	2 Nichtöffentliche Sitzung


	Impressum




